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Sachſen

Die Komödie am 21. Juli
aufgeführt von deutſchen Sozialdemokraten aller Schattierungen, um Deutſchland zum Geſpött der Welt zu machen

Unſere Sozialdemokraten, oder vielmehr deren geſiebte
Führer, ſind doch wenigſtens gute Komödianten. Nur
ſchade, daß ſie ſo arm an eigenen Einfällen ſind, daß alles,
was ſie zur Beluſtigung des Auslandes anſtellen, eine
Nachahmung fremder Vorbilder darſtellt und zehnmal
ſchade, daß die Zeche für ſolche Komödien das deutſche Volk
in ſeiner Geſamtheit bezahlen muß, mit deſſen Glück und
Wohlſtand die Sozialdemokratie in leichtfertigſter Weiſe
Schindluder ſpielt.

Die Sozialiſten Englands, Frankreichs und Jtaliens
hatten beſchloſſen, am 21. Juli gegen den gewalttätigen
Jmperialismus der Entente zu proteſtieren. Kaum war
dieſer Beſchluß in Deutſchland bekannt geworden, da war
den radikalen „Unabhängigen“ auch ſchon ein Licht darüber
aufgegangen, daß. ſich hier wieder eine Gelegenheit zum
Streik, womöglich gar zum Generalſtreik, bieten könnte,
und daß, wenn ſchon nichts anderes zu erreichen ſein würde,
man doch zum mindeſten um einen Arbeitstag käme. Jhre
Drahtzieher erließen alſo einen Aufruf „An die revolutio
näre Arbeiterſchaft“, in welchem aufgefordert wurde, am
Montag. dem 21. Juli wieder einmal die Arbeit
ruhen zu laſſen und ſich an dem Demonſtrationsſtreik der
ausländiſchen Genoſſen zu beteiligen. Der 21. Juli ſollte
zum Demonſtrationstage der ganzen Welt werden nach
Anſicht der deutſchen Sozialiſten: an dieſem Tage ſollte
jede Unterdrückung fremder Völker, jede Gewaltpolitik der
imperialiſtiſchen Regierungen die fürchterlichſte Ver
urteilung finden nach s der deutſchen

gan der Mehrheitsſozialiſten, die Ankündigung
ſeiner radikalen Brüder las, verfiel er in tiefes Nachdenken.
Und dabei hatte er einige lichte Momente. Gegen den
Jmperialismus der Entente zu demonſtrieren, ſo argu-
mentierte er, iſt gut; gegen den Gewalt- und Schand-
frieden von Verſailles zu proteſtieren, iſt noch beſſer;
„aber“ und jetzt wurde es ganz beſonders licht in ſeiner
Gedankenkammer „aber über die Rolle, die das deutſche
Proletariat, bei dieſer Aktion zu ſpielen hat, kann man
zweifelhaft ſein. Wir ſind ja die Beſiegten, die
Unterdrückten!“ Wie klar er mitunter nur zu
denken verſteht, und wie recht er hat! Welchen nütz
lichen praktiſchen Erfolg kann es haben, wenn deutſche
Sozialdemokraten einen vollen Arbeitstag opfern und
gegen den Verſailler Gewaltfrieden proteſtieren
welchen Eindruck können deutſche Sozialdemokraten
durch Umherziehen in den Straßen auf die imperialiſtiſchen
Regierungen in Paris, London, Rom machen fran-
zöſiſche, engliſche, italieniſche Sozialiſten könnten, wenn
ſie wollten, einen Druck auf ihre gewalttätigen Re
gierungen ausüben zur Reviſion des Verſailler Friedens;
aber deutſche Sozialdemokraten, die Beſiegten .2
Alſo wozu ſollen ſich die deutſchen Sozialiſten dem Demon
ſtrationsſtreik ihrer ausländiſchen Genoſſen anſchließen,
und wozu ſollen ſie, die Mehrheits- und Regie
rungs Sozialiſten, den Unfug der „Unabhängigen“ nur
mitmachen?? Solange er auch ſann und grübelte, er
konnte keinen rechten Grund hierfür entdecken. So riet
re eblih davon ab und ſchrieb das auch: ſchwarz auf

Der arme „Vorwärts“! Als er dieſe Ueberlegungen
zum Druck brachte, wußte er noch nicht, wie ſeine Weimarer
Parteigrößen die Sache beurteilen würden. Wahrſcheinlich
nohm er an, daß ſie nicht dümmer darüber dachten, als er
ſelbſt. Doch wehe, ſie hatten darüber anders beſchloſſen als
er! Aus Angſt vor der Konkurrenz der „Unabhängigen“,
daß dieſe mit ihrem „Aufruf an die revolutionäre Arbeiter
ſchaft“ ihnen den Rang ablaufen könnten, hatte ſich der in

mar tagende Parteivorſtand der Regierungsſozialiſten
zur Veranſtaltung eines Konkurrenzunternehmens ent-
ſchloſſen. Damit glaubte er auch am beſten den Eindruck
n zu können, als ob durch die Demonſtrationstage
ie Anhängerſchaft der „Unabhängigen“ zugenommen habe.

Bevölkerung ganz Deutſchlands oder was davon
durch die ſozialiſtiſche Regierungs kunſt übrig geblieben
iſt ſollte wieder einmal ſehen, daß die Regierungs
Wialiſten immer noch die Mehrheitsſozialiſten
S Der „Vorwärts“ ſah ſich alſo genötigt, einen Aufruf
n Partei zu veröffentlichen, in welchem die Regierungs
3Wiſten ebenfalls zur Teilnahme an dem Demonſtra

nsſtreik der ausländiſchen Genoſſen aufgefordert wur
n Dieſer Aufruf, den wir an anderer Stelle im Wort
wer zum Abdruck bringen, iſt noch in anderem Betracht be

De da wir ſpäter zurückkommen werden.
en Sozialdemokraten beſchloſſen alſo, andem Demonſtigtionsſtret in Rom, Paris und London teil

zuwehmen, weil ſich dieſer gegen die Gewaltpolitik der
mithin auchEntenteregierungen. gegen den Verſailler

Frieden richtete. Das heißt, das glaubten die deutſchen
Sozialiſten das nahmen ſie in ihrem international um
nebelten Denken an, ſie trauten den ausländiſchen Sozia-
liſten denſelben Mangel an Intelligenz und nationalem
Ehrgefühl zu, den ſie ſelbſt beſitzen, ſie ſetzten bei ihnen den
ſelben Tiefſtand vaterländiſchen Pflichtbewußtſeins voraus,
auf dem ſie ſelbſt ſich befinden. Jn Wirklichkeit haben die
ausländiſchen Sozigſiſten nie daran gedacht, am 21. Juli
gegen den Verſaillek Frieden zu proteſtieren, ihr Streik
ſollte ſich nur gegen die Jntervention in Rußland und
Ungarn richten und weiterhin ausſchließlich innerpolitiſchen.
Zwecken dienen. Von einem Proteſt gegen den Verſailler
Frieden, das muß ſelbſt der „Vorwärts“ geſtern früh be-
ſchämt zugeben, iſt in dem Demonſtrationsaufruf der aus
ländiſchen Sozialiſten mit keinem Wort die Rede.

Jnzwiſchen hatten aber die ausländiſchen Sozialiſten
überhaupt anders beſchloſſen. Vielleicht, weil ſie durch
eine Beteiligung der deutſchen Sozialiſten eine
Schänd ung ihres erhabenen Streiks ſahen, daß ſie durch
die blöde Nachäfferei der deutſchen Jnternationaliſten an-
gewidert und angeeckelt wurden. Jedenfalls haben die eng
liſchen Arbeiter, was der „Vorwärts“ offiziös mitteilt, die
Beteiligung an dieſem Streik überhaupt abgelehnt, und
die franzöſiſchen Arbeiter haben, was ebenfalls der „Vor
wärts“ mitzuteilen ſich gezwungen ſieht, „nach Rückſprache
mit Clemenceau ihren Streikbeſchluß rückgängig
gemacht.“ Daß die italieniſchen Arbeiter nicht demon
ſtrieren würden, war ſchon geſtern bekannt.

Die deutſchen Sozialdemokraten ſtehen alſo wieder
einmal als die Dummen allein da und haben ſich und
Deutſchland zum Geſpött der Welt gemacht.
Der „Vorwärts“ bot geſtern morgen zum dritten Mal das
köſtliche Bild des Umfalls auf Befehl der Parteileitung.
Ueber der ganzen Breite ſeiner erſten Seite prangte geſtern
die Ueberſchrift: Am Montag wird nicht geſt reikt!“, und darunter ſtand das jämmerliche Einge-
ſtändnis, daß die ausländiſche Arbeiterſchaft nicht daran
denke, gegen den Verſailler Gewaltfrieden zu proteſtieren.
Alſo bleibe nichts übrig, als am Montag zu arbeiten. Die
ganze Schuld an dieſem Reinfall der gegenwärtig regieren-
den Sozialiſten tragen natürlich die Unabhängigen: „Jett
entpuppt ſich in ihrer ganzen Erbärmlichkeit die Lüge der
Unabhängigen ſchreibt der „Vorwärts“ die vor
gaben, mit den anderen gegen den Verſailler Gewaltfrieden
ſtreiken zu wollen Wenn die Unabhängigen
erbärmliche Lügner ſind was ſind dann wohl die Re-
gierungsſozialiſten? Nun, ſie ſind zum mindeſten geübte
Komödianten, die nach dem Klimbim am 21. Juli als die
eigentlich Blamierten daſtehen! h. P.

Der Streikbeſchluß der Ententeſozialiſten
Die Reſolution, welche der Nationalrat der franzöſiſchen

Sozialiſten am 15. Juli annahm, hat folgenden Wortlaut:
„Zum erſtenmal in der Geſchichte der Arbeiterſchaft organi

ſiert die Arbeiterklaſſe der drei größten Länder
Weſteuropas am 20. und 21. Juli eine Kundgebung, die
ſich in Frankreich und Jtalien, wie bereits jetzt feſtſteht, durch
Arbeitsruhe ausdrücken wird. Die ſozialiſtiſche Partei ruft alle
ihre Anhänger auf, ſich mit aller Energie an dieſer Kundgebung
zu beteiligen, die aus den Entſchließungen hevorgegangen ſind,
welche die Delegierten der Organiſationen des Proletariats in
Paris, Rom, Mailand und Southport getroffen haben.

Die ſozialiſtiſche Partei erinnert an die weſentlichen
Zwecke dieſer Bewegung Gegen die militäriſche und
diplomatiſche Jntervention in Rußland und Ungarn,
gegen die Langſamkeit der Demobiliſierung, für die
Amneſtie, gegen die immer unerträglicher werdende Laſt der
Teuerung werden die Arbeiter Frankreichs aufgerufen,
ihren einſtimmigen Proteſt zu erheben.

Dazu bemerkt der „Vorwärts“: „Pon dem Verſailler
Frieden iſt alſo in dieſer Reſolution, die die weſentlichen
Ziele des damals geplanten, inzwiſchen abgeſagten politiſchen
Streiks aufzählen ſollte, mit keinem Worte die Rede.
Jetzt entpuppt ſich in ihrer ganzen Erbärmlichkeit die
Lüge der Unabhängigen, die vorgaben, mit den an
deren gegen den Verſailler Gewaltfrieden ſtreiken zu wollen,
während ſie in Wirklichkeit durch die Arbeitseinſtellung nur die
wirtſchaftlichen Verhältniſſe zu verſchlimmern trachten.“

Und die Mehrheitsſozialiſten? Bis zum Bekanntwerden
des Abſchwenkens der Ententeſozialiſten wollten ſie doch genau
dasſelbe tun, wie die Unabhängigen, mithin wäre auch ihr Ver

halten eine „erbärmliche Lüge“ geweſen. Es verrät zudem auch
einen beträchtlichen Mangel an Mut, wenn ſie ſich jetzt phariſäer
haft an die Bruſt ſchlagen und abzuleugnen verſuchen, was ſie
vorher ſelbſt geplant hatten.

Warum die franzöſiſchen
Sozialiſten nicht ſtreiken

Verſailles, 19. Juli.
Zwölf Mitglieder des Verwaltungsrates des Allgemeinen

Arbeiterverbandes wurden geſtern abend von Clemenceau em-
pfangen, der ſich 50 Minuten mit ihnen unterhielt und erklärt
haben ſoll, er könne politiſche Ausſtände nicht dulden.
Jouhaux ſoll darauf geantwortet haben, der Streik richte ſich
in der Hauptſache gegen die Lebensmittelteuerung,
trage alſo ausgeſprochen wirtſchaftlichen Charakter.
Der Verwaltungsrat des Allgemeinen Arbeiterverbandes trat
nach der Beendigung der Unterredung mit Clemenceau alsbald
zu einer Sitzung zuſammen und faßte unter dem Eindruck der
Vorgänge in der Kammer den Beſchluß, den Generalſtreik
vom 21. Juli zu vertagen und dem Nationalkomitee am
Montag die Angelegenheit zur endgiltigen Entſcheidung zu
unterbreiten.

Jouhauxs Organ „La Bataille“ verlangt von den Arbeitern
aus Anlaß des Hinausſchiebens des Generalſtreiks Unterord-
nung unter die Diſziplin. Was die äußere Politik anbetreffe,
ſo werde der Kampf gegen die veaktionären Unternehmungen in
Rußland und Ungarn fortgeſetzt.

Swei blamable Dokumente
Die regierenden Mehrheitsſozialiſten hatten anfangs

nicht beabſichtigt, ſich an dem Demonſtrationsſtreik der
Ententeſozialiſten zu beteiligen. Erſt als die Unab-
hängigen ſich mit einem Aufruf „An das revolutionäre
Proletariat in Deutſchland“ gewandt hatten, in welchem ſie
zum Streik am 21. Juli aufforderten, ſahen ſich die Mehr-
heitsſozialiſten zur Veranſtaltung eines Konkurren z-
unternehmens veranlaßt. Zu dieſem Zweck wandten
ſie ſich an ihre Anhänger mit folgenden Worten:

„Der Parteivorſtand hat durch Rundſchreiben vom 7. Juli
die Parteiorganiſationen aufgefordert, Verſammlungen und
Demonſtrationen großen Stils vorzubereiten.

Es gilt, dem Treiben der Reaktionäre entgegenzutreten,
die die durch den Krieg ſo drückend gewordene Lage in ver-
leumderiſch-demagogiſcher Weiſe für ihre Parteizwecke auszu-
nützen ſuchen. Es muß dem Volke zum Bewußt-
ſein gebracht werden, daß die Revolution als ele-
mentares geſellſchaftliches Ereignis die un
ausbleibliche Folge der Kriegspolitik der ehemals herrſchenden
Klaſſen war und daß dieſe allein die Schuld an dem politiſchen
und wirtſchaftlichen Zuſammenbruch unſeres Volkes tragen.

Ebenſo muß der kataſtrophalen Politik der Unabhängigen
und Kommuniſten entgegengetreten werden, die, wie gebannt
auf die baldige Weltrevolution hoffend, durch putſchiſtiſche
Aktionen und Generalſtreiks der allmählichen Geſundung
unſeres Wirtſchaftslebens, dem ſozialiſtiſchen Aufbau eines
neuen demokratiſchen Deutſchlands unausgeſetzt hindernd in
den Weg treten.

Am 21. Juli proteſtieren die Sozialiſten
Frankreichs, Englands und Jtaliens gegen den gewalttätigen
Jmperialismus der Entente. Der deutſche Jmperia-
lismus liegt vernichtet am Boden, der Kampf der
Entente geht und ging gegen Deutſchland, als das Land, in
dem der ſozialiſtiſche Aufbau der Geſellſchaft unter demokra-
tiſcher Einwirkung des ganzen Volkes ſich vollziehen ſoll.

Wir fordern unſere Parteiorganiſationen entſprechend der
ihnen zugegangenen Weiſung auf, die Aktion unſerer Ge
noſſen in den Ländern der Entente mit der unſerigen zu ver
einen und ſie zu einer Kundgebung aller Sozial-
demokraten Europas zu geſtalten.

Es lebe die Demokratiel Es lebe der Sozialismus!“
Doch die Freude dauerte nicht lange. Als in Deutſch

land bekannt geworden war, daß die Ententeſozialiſten
gar nicht daran denken, mit den deutſchen Genoſſen ge
meinſam zu demonſtrieren, wurde von mehrheitsſozialiſti-
ſcher Seite ſofort abgeblaſen und der „Vorwärts“ brachte
geſtern die folgende Erklärung an der Spitze des Blattes:

Während die franzöſiſche Arbeiterſchaft be
ſchloſſen hat, am Montag die Arbeit nicht ruhen zu

Der Gasſperre wegen kann die nächſte
Nummer der Halleſchen Zeitung erſt Dienstag
früh erſcheinen
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diktat unter dem Vorſitz des Alleinherrſchers Frankreichs, des
Herrn Clemenceau, die Wurgeln der Vergewaltigung ganzer
Völkerſchaften liegen, hat in Berlin die Vollverſammlung
der unabhängigen und kommuniſtiſchen Ar
beiterräte beſchloſſen, am Montag den Streik zu pro-
klamieren.

Die Leichtfertigkett und Gewiſſenkloſigkeit
jener Kreiſe gegenüber den ſchweren wirtſchaftlichen Gefahren,
die vor uns ſtehen, hat ſich aufs neue dokumentiert. Deutſch
land ſoll nicht zur Ruhe kommen. Das Volk ſoll weiter und
noch mehr hungern. Die Produktion von Waren iſt unſere
einzige Rettung aus der ſchweren Not, weil wir nur mit Ar
beit die Lebensmittel bezahlen können, die wir vom Ausland
begehren, und nur durch Arbeit aus unſerer völligen Er
ſchöpftheit wieder zu Kraft kommen können.

Dieſer Streik iſt ein neues Verbrechen
gegen das deutſche Volk! Wer noch ein Gewiſſen im
Leibe und Verantwortlichkeitsgefühl gegenüber ſeiner Familie
und ſeinem Volke hat, darf am Montag nicht ſtreiken.

Die Arbeiterſchaft muß ſich von den Totengräbern ihrer
Zukunft, den Unabhängigen und Kommuniſten, abwenden, ſie
muß ihnen am Montag die Gefolgſchaft verweigern.

Wir ſind in ſchwerſter Not. Sollen wir uns nun völlig
totſtreiken? Nein! Nein! Nein!

Arbeiter, Genoſſen! Am Montag wird nicht ge
ſtreikt!

Dieſer Rückzug wird den Mehrheitsſozialiſten wenig
Helfen. Jn den Augen des eigenen Volkes wie des Aus-
landes ſtehen ſie als die am meiſten Blamierten da, und
alle Beſchimpfungen, die ſie auf die Unabhängigen und
Kommuniſten häufen, fallen auf ſie ſelbſt zurück.

Noskes verſammlungsverbot
Reichswehrminiſter Noske hat am Sonnabend nachmiktag die

Abhaltung der Verſammlungen der U. S. P. D.
in Berlin unter freiem Himmel am Montag mittag und nach-
mittag verboten. Auf einen diesbezüglichen Antrag der
ſozialdemokratiſchen Wahlvereine Berlin und Umgegend der
U. S. P. D. antwortete der Reichswehrminiſter (Oberkommando
Noske) wie folgt:

„An den Verband ſozialdemokratiſcher Wahlvereine Berlin
und Umgegend Berlin, Schicklerſtaße 5/6. Wie in der Preſſe
bereits bekanntgegeben wurde, kann das Oberkommando keine
Ausnahme von dem auf Grund des S 9b des Geſetzes über
den Belagerungszuſtand verhängten Verbot öffentlicher Ver
ſammlungen unter freiem Himmel zulaſſen. Die öffent-
liche Veranſtaltung des Verbandes der
ſozialdemokratiſchen Vereine Berlin, Schickler-
ſtraße 5, zum Montag, den 21. Juli, mittags 12 Uhr, auf den
Spielwieſen am Friedrichshain, im Humboldthain und Treptow
ſowie nachmittags 4 Uhr im Luſtgarten, auf dem Schloßplatz
und der Schloßfreiheit, weiterhin am gleichen Tage und zu
gleichen Zeiten auf dem Wittenbergplatz können nicht ge
nehmigt werden. Geht an Antragſteller, Polizei und
Garde Klavallerie Schützen Korps. geg. Oberkommando
Noske. Ic.“

Mit einem derartigen Verbot ſcheinen die Unabhängigen
nicht gerechnet zu haben. Wahrſcheinlich werden ſie, wiewohl ein
Beſchluß hierüber noch nicht definitiv gefaßt iſt, keine Verſamm-
lungen abhalten. Sie ſind auch gar nicht in der Lage, dazu in
geſchloſſenen Räumen zu demonſtrieren, da die großen
Säle der Reichshauptſtadt und ihrer Umebung faft alle von den Mehrheitsſozialiſtenfür dieſen Tag gemietet ſind. Sie wollen fich nunmehr mit

Stillegung der Arbeit an dieſer Proteſtkundgebung
beteiligen und glauben, daß faſt alle Betriebe von den Groß
betrieben weiß man dies ganz beſtimmt an dieſem Demon-
ſtrationsſtreik teilnehmen werden. Am Sonnabend nachmittag
beſchloſſen, im Gegenſatz zu dem Beſchluß des Arbeiterrats, der
u. S. P. D. und K. P. D. in den Germanigſälen am
Sonnabend, auch die Betriebsangeſtellten der Waſſerwerke, am
Montag der Arbeit fernzubleiben. Auch die Arbeiter der Elektri-
zitäts und Gaswerke haben beſchloſſen, ſich dem Streik anzu
ſchließen

Nur Verkehrsſtreik in Berlin
Ueber den Kopf der Straßenbahnermaſſen hat der Arbeiter

ausſchuß der Angeſtellten der Großen Berliner Strazen-
bahn den Demonſtrationsſtreik am Montag be

ſof allerdingsringen
den Vahnhöfen anſchlagen laſſen, in dem es ßt, daß die
Arbeiter der geſamten Verkehrsangeſtellten entſchloſſen ſeien, der

der Gewerkſchaftskommiſſion zu folgen. Die Verkehrs
angeſtellten ſeien verpflichtet, ſich dieſem Kampf geſchloſſen und
reſtlos anzuſchließen. Infolgedeſſen fügen ſich die Arbeitergus
ſchüſſe und räte der geſamten Verkehrsgeſellſchaften dem Auf-
ruf der Gewerkſchaftskommiſſion und haben beſchloſſen, daß die
Arbeit am Montag, den 21. Juli, ruht. Sie fordern die
Kollegen daher auf, ſich in Dienſtkleidung am Montag
an den Demonſtrationen des revolutionävren Proletariats zu be
teiligen.

Mit dieſem Aufruf wird, ſoweit er ſich auf die Gewerk
ſchaftskommiſſion bezieht, ein falſches Spiel getrieben. Denn
die Gewerkſchaftskommiſſion hat ausdrücklich beſchloſſen und ver
kündet, daß die Demonſtrationen nach Betriebsſchluß
der einzelnen Betriebe vorgenommen werden ſollen, mit keinem
Worte aber hat fie die Einſtellung der Arbeit verkündet. Es
dieſer Wort Frage, ohne Urabſtimmung zu veranlaſſen, über

die Köpfe des Perſonals einen derartigen Beſchluß gefaßt hat.

daß auch diesmal wieder der Arbeiterausſchuß in

7

W. T. B. meldet: Der Direktor des Elekkriziktäts-
werkes Berlin teilt mit, daß am Montag von 6 Uhr früh
bis abends 8 Uhr geſtreikt und nicht einmal an die
Krankenhäuſer uſw. Strom abgegeben wird.

200 Milliarden Schadenerſatz
für die Entente

Verſailles, 20. Jnli.
In der geſtrigen Sitzung der Kammer berichtete Dubois

über die Wiedergutmachungsklauſfel des Friedens-
vertrages mit Deutſchland. Er berechnet die Schaden-
ſumme, die Deutſchland bezahlen muß, auf 200 Milliarden.
119 Milliarden für materielle Schäden, von denen 23 Milli-
arden durch Stillegung der Jnduſtrie entſtanden ſind. Die
Summe der kapitaliſierten Militärpenſionen berechnet er auf
43 Milliarden 51 Millionen, die der Entſchädigung Minder-
jähriger und Kinder auf 6 Milliarden 920 Millionen, für
Entſchädigung an Hinterbliebene 2519 Millionen, für Ent-
ſchädigung an Witwen und Verwundete 6 Milliarden, für
militäriſche Unterſtützungen nach dem Geſetz vom 5. Auguſt
1914 13 Milliarden 250 Millionen, für Zuwendungen an
Kriegségefangene 151 Millionen 670 000 Franes. Die
Kriegs koſten ſind darin nicht eingerechnet. Der
Berichterſtatter wird am Dienstag ſeinen Bericht fortſetzen.

d

Das Siegesfeſt in London

Amſterdam, 20. Juli.
Geſtern wurde in London mit großem Pomp das

Siegesfeſt gefeiert. Eine ungehenere Menſchenmenge
betrachtete den Vorbeimarſch der allierten Truppen, die von
Haig, Beatbv, Perſbing und Foch angeführt wurden.

Die künftigen Reichsfinanzbeamten
Eigene Drahtmeldung der „H. Z.“

Weimar, 20. Juli.
Heute iſt hier eine große Anzahl von Profeſſoren und

Dozenten der Staatswiſſenſchaft und der Privat-wirtſchaft auf Einladung des Reichsfinanzminiſters zuſmmen-
etreten, um über Vorbildung der künftigen Reichsfinanzbeamten zu beraten.

Unter anderew waren Profeſſor Siegelmann-Bonn,
Profeſſor JaſtrowBerlin, Profeſſor Keßler Jena, Ge
heimer Rat Piersdorf Jena anweſend.

Die Landflucht aus der Oſtmark
Thorn, 20. Juli.

Die Landflucht aus Weſtpreußen und anderen
unzweifelhaft der Abtrennung unterliegenden Teilen der Oſt
mark in mitteldeutſche und weſtdeutſche Provinzen nimmt in
einer für die zurückbleibenden Deutſchen niederdrückenden Weiſe
zu. Deutſche Anſiedler bieten in polniſchen Zeitungen ihre
Grundſtücke zum Verkauf an. Jetzt hat das Verbot der volniſchen
Anſiedlungskommiſſion, nach welchem weſtpreußiſchen und pol
niſchen Anſiedlern Grundſtücksverkäufe ohne Genehmigung der
Kommiſſion nicht vornehmen dürfen, der Anſiedlungs-
flucht ein Ende geſetzt.

Copyright by Carl Duncker 1918. (Nachdruck verboten.)

Das grüne Kuverk
Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„Jch muß Sie bitten, ſich den Film noch einmal recht
genau anzuſehen, aber bitte, achten Sie auf jede Kleinig
keit. Vorführer, recht langſam.“

Wieder rollte das Bild vorüber und wieder fühlte ſich
Grete unendlich ergriffen.

„Nun, iſt Jhnen nichts aufgefallen?“
„Ach, Herr Kommiſſar, es iſt mein Verlobker, und er

hat Geld in der Hand. Wie iſt es nur möglich?“
„Vorführer, umrollen und noch einmal einſetzen. Jch

bin ſchuld. Jch muß Sie darauf aufmerkſam machen,
worauf Sie achten ſollen, ſonſt überſehen Siè es noch.
Bitte, paſſen Sie mal gang genau auf die Kleidung Jhres
Verlobten auf.“

„Auf die Kleidung?“
„Sie werden ſchon ſehen. Und ganz langſam vor

führen, wenn er auch ein bischen verſengt.“
Wieder kam die Stelle.
„Das iſt ſein Sommeranzug, aber Herrgott, wie

kommt er denn zu dem ſteifen Hut?“
„Trug er den nicht?“

bewahre. Jm vorigen Jahre hatte er ſo einen,
aber den habe ich doch vor ein paar Monaten ſelbſt einem
Vettler geſchenkt. Jetzt hatte er doch nur den neuen Stroh-
hut, den er ſich zur Reiſe gekauft, und den kleinen Filz
hut, der zu Hauſe legte.

„Halt. Schluß. Fräulein, wiſſen Sie ganz genau,
daß Jhr Verlobter jetzt keinen ſteifen Filzhut hatte?“

29]

n.Schreiber wie heißt die Geſellſchaft doch, die den

Film herausgebracht hat
Friedrichſtraße 201.“„NovaFFilmkompagnie,

„Fräulein, wollen Sie noch mal eine kleine Spazier-
un

Er eilte ſchon wieder die Treppe hinunter.
„Schreiber, Sie können auch mitkommen.“
„Aber um Gottes willen, Herr Kommiſſar.“
„Reden Sie nicht. Jch weiß ſelber nichts, aber von

den nächſten Augenblicken hängt alles ab.“
Sie ſah den Kommiſſar mit großen Augen an und

ihre Pulſe flogen, aber der Wachtmeiſter Schreiber be
deutete ſie, ruhig zu ſein. Jn ſolchen Augenblicken durfte
man den Kommiſſar nicht ſtören.

„Schreiber, Sie blieben im Wagen. Was ſollen wir
die guten Leutchen mit Jhrer Uniform ängſtigen. Wie
heißt der Direktor?“

„Von Hellringen.
„Alſo bitte, Fräulein Hanusk“
Sie fuhren im Fahrſtuhl hinauf.
„Herr Direktor von Hellringen zu ſprechen
„Wen darf ich melden?“
„Kriminalkommiſſſſar Schlüter.“
„Herr Direktor läßt bitten
„Bitte, kommen Sie mit, Fräulein Hanus.“
„Entſchuldigen Sie, Herr Direktor, und bekommen

Se keinen Schreck, ich habe nur eine ganz einfache An
frage.“

„Stehe zu Dienſten
„Nicht wahr, der Film von der Kaiſerparade, den ich

hier habe, iſt von Jhnen?“
wohl.“

„Originalaufnahme Jhrer eigenen Operateure?“
„Natürlich.“
„Jſt der Herr, der die Aufnahme gemacht hat, viel

leicht hier?“
„Nein, aber um Himmels willen, Herr Kommiſſar
„Bleiben Sie ganz ruhig, es iſt ganz harmlos. Jſt

denn der Herr, der den Film entwickelt und »nſammen-
geſetzt hat, da?“

„Rufen Sie mal Herrn Grimm.“
Der Direktor hatte es hinaustelephoniert, und bald

darauf erſchien ein kurzer, dicker Mann im weißen Arbeits-
kittel des Laboratoriums.

h tet hen van ne Wie der „Landarbeiterverband“ ausſieht
Das wahre Geſicht der ſozialiſtiſchen Landarbeiter

organiſation, für die ſich ein ganzes preußiſches Miniſterium
und noch etliches mehr mit Feuereifer ins Zeug legt, erbellt aus

w. n. er n die der Geſchäftsführer„Märkiſchen Verbandes län er Arbeitgeber“ iPrap wigtn Er ger s ſus ſeiner
er Vorſitzende des Deutſchen Landarbeiter-Ver,bandes, Herr Georg Schmidt in Berlin, veröffentlicht in der

Abendausgabe vom 18. Juli des „Vorwärts“ einen Artikel gegen
die Junker. Er beklagt ſich vor allem darüber, daß man die
Regierung zu veranlaſſen ſuche, den Landarbeitern das Koalitions-
recht wieder zu beſchränken. Wie ſtellt ſich Herr Schmidt dazu,
daß der Landarbeiterverband ſelber das Kog.
litionsrecht beſchränkt und andere Arbeiterorganiſationen
nicht anerkennen will. So ſchließt er z. B. den Deutſchen Land-
arbeiter-Bund von allen Tarifverhandlungen aus. Desgleichen
duldet er nicht, daß die gegebene Vertretung der Schweizer, der
Allgemeine Schweizer-Bund in Leipzig, zu Tarifverhandlungen
für die Schweizer hinzugezogen wird.

Wenn ſich Herr Schmidt darüber beklagt, daß die Tarif.
verhandlungen von ſeiten der Landwirte verſchleppt würden,
muß ich ihm erwidern, daß auf eine Einladung durch ein
geſchriebenen Brief der Landarbeiterverband ſelbſt
zu Tarifverhandlungen in Angermünde nicht erſchien. 9n
Arnswalde weigerte ſich die Lohnkommiſſion der dortigen Orts
gruppe des Deutſchen Landarbeiterverbandes anfangs in Tarif-
verhandlungen einzutreten, weil der Gauleiter aus Berlin nicht
erſchienen ſei, obwohl derſelbe telephoniſch, durch eingeſchriebenen
Brief und telegraphiſch dazu eingeladen war. Verſchleppend
wirkt bei faſt allen Verhandlungen z. B. in Landsberg, Arns-
walde, daß die Vertreter des deutſchen Landarbeiterverbandes zu
Tarifverhandlungen erſcheinen, ohne ſich über ihre
Forderungen klar zu ſein.

Selbſtverſtändlich wird nunmehr jede Entlaſſung eines Ar-
beiters als Maßregelung hingeſtellt, ſelbſt dann, wenn, wie bei
einem Falle im Kreiſe Teltow, der durch den vom Landarbeiter-
Verbande ſelbſt anerkannte und im Tarif als entſcheidende Jnſtanz
eingeſetzte Schlichtungsausſchuß Kündigung und Entlaſſung als
zu recht erfolgt entſchieden hat. Daß durch die maßloſen Löhne
viele Landwirte gezwungen ſind, möglichſt die Zahl der Arbeiter
zu beſchränken, bleibt natürlich unberückſichtigt. Herr Schmidt
dürfte fich überhaupt etwas beſſer über verſchiedene Dinge in
formieren. Z. B. beſteht doch für die Provinz Brandenburg die
angeblich von ihm ſeit ſieben Monaten vergebens angeſtrebte
Arbeitsgemeinſchaft. Sehr empfehlen möchte ich dem Herrn
Vorſitzenden des Landarbeiterverbandes doch, die von ſeinem Ver-
bande abgeſchloſſenen Tarife zu ſtudieren, denn ſeines Erachtens
gibt es keine Tarife, die die Summe von 3000 Mk. überſteigen;
es gibt aber tatſächlich ſchon einen von 4000 Mk. Das iſt ſelbſt
verſtändlich eine Ausnahme, aber er wird bei allen Verhandlungen
als ein guter Tarif angezogen, und die anderen werden ent-
ſprechend feſtgelegt. Das Lohneinkommen der Landarbeiter be-
wegt ſich nach Herrn Schmidt heute zwiſchen 2200-2800 Mk. Ich
habe noch keinen von 2200 geſehen, aber ſchon ſehr viele über

(Eigene Drahtmeldung der „H. 3. 2800 und nd 2900.
Und wie ſtellt ſich dann Herr Schmidt zu ſeinen Kollegen, z. B.

dem Gauleiter Hanſen-Kiel, der behauptet, 2100 Mk. ſei aus-
reichend für Landarbeiter. Der Reichsernährungsminiſter Schmidt
hat in ſeiner Denkſchrift feſtgelegt, daß eine Steigerung von
180 Prozent der Barlöhne gegen die Friedens
löhne dem heutigen Preiſe der Produkte entſpreche. Die For-
derungen, die heute von den Landarbeitern geſtellt werden,
machen aber weit mehr aus.

Herr Schmidt iſt für Einführung des 10-Stundentages.
Abgeſehen davon, daß bei einer derartigen Verkürzung der
Arbeitszeit ein Einbringenderdiesjährigenſchweren
Ernte ausgeſchloſſen iſt, da ja ein Erſatz der durch die
Kürzung der Arbeitszeit verlorengehenden Arbeitskräfte infolge
der Wohnungsverhältniſſe auf dem Lande unmöglich iſt, ſo iſt der
ſpringende Punkt bei der Sache der, daß Herr Schmidt, die
neberſtunden, die doch nach dem Beſtreben ſeines Verbandes
nur Ausnahmen ſein ſollen, zur Regel macht.

Es kann doch kein Menſch von einem Betriebsführer verlangen
daß er Arbeiter einſtellt, die die meiſte Zeit auf Reiſen ſind. Und
dann nennt man es Maßregelung, wenn ein Arbeitgeber einen Mann
entläßt, der ſtatt zu ſeiner Arbeitsſtelle zu gehen, im Lande herum-
zieht und Reden hält.Wenn Herr Schmidt von „Terroriſieren“ ſpricht, ſo werden
tatſächlich heute die Landwirte vom Landarbeiter-Verz
band terroriſiert, derdie Forderungen derLand-
arbeiter von Malermeiſtern, Feinmechanikern
und dergl. vertreten läßt, die weder eine Ahnun güber
ländliche Verhältniſſe haben, noch die Wünſche der Leute, die
ſie vertreten, kennen, ſo daß es vorkommt, daß dieſe Leute bei
Verhandlungen in direkten Widerſpruch mit ihren Berufsgenoſſen
kommen. Uebrigens ſind die meiſten ſogenannten Tariſverhand-
lungen keine Verhandlungen, ſondern die Ueberreichung
eines Ultimatums an die M e W i Bei Nicht

newährung der Forderungen wird Streik in Ausſicht geſtellt.
as nennt man dann dem wirtſchaftlichen Frieden dienen.

„Kriminalkommiſſar Schlüter. Freut mich fehr,
Herr Tr Sie haben den Kaiſerfilm hier gemacht?“

„Jawohl.“
Sagen Sie mal, ſind das alles Originalaufnahmen

dieſer Parade?“
„Natürlich.“
„Ganz beſtimmt? Jeder Meter?“
Grimm kratzte ſich am Kopf.
„Soweit es die eigentliche Parade angeht, allerdings.
„Aber ſonſt?“
Hellringen miſchte ſich ein.

von

„Na, Grimm, was haben Sie denn da für Sachen ge
macht?“

„Ach, Herr Direktor, es iſt ganz belanglos. Herr
Friedrich hatte da noch allerhand Bilder vom Gedränge in
der Friedrichſtraße gemacht, und da waren ſechzig Meter
Film total verblitzt, und nun wäre es zu kurz geworden.
Da habe ich ein paar Meter aus dem Negativ von der Ein
weihung der Eliſabethkirche genommen, da, wo der Zug
durch die Friedrichſtraße kommt. Das heißt, nur das Ge
dränge e dem r r ybränge iſt doch Gedränge,
und das ſieht immer gleich aus.“ S„Bitte, laſſen Sie doch ſchnell einmal den Film durch
laufen und zeigen Sie mir die Stelle, die Sie aus dem
alten Negativ genommen haben.“

„Sofort.“ tr eins. An welchem Tage iſt gene Einweihung
en

„Voriges Jahr am 6. Auguſt.“
ſchrie leicht auf, aber Schlüter tat, als merke er

es ni
Sie gingen in den Vorführungsraum.
„Sehen Sie, hier die dreißig Meter, auf denen gar

nichts Wichtiges drauf iſt
Es waren genau die Meter, die Arnold Becker in dem

Portal der Bank zeigten.
„Die nd aus dem alten Film?“
„Alierdings

(Fortſetzung folgt.
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as Friedensangebot von 1916
Stacksnänſſter a. Pude Helfferich.

Meiſter Jn den nächſten Tagen erſcheink im Ver
nntqh lage Ullſtein Co. der zweite Band des Wer-

ig kam kes „Der Weltkrieg“. Er enthält u. a. be
merkenswerte Aufſchlüſſe über die Frie
densbemühungen des Reichs
kanzlers v. ethmann Hollweg

96 während des Jahres 1916, insbeſondere auchüber die Verſuche Bethmanns, Wege
eD. 7 einer Friedensvermittlung zu bewegen.

a im UllſteinVerlage erſcheinende „Voſſiſchetigt ſich Zeitung“ gibt bereits die nachfolgenden dar
erfaut auf bezüglichen Stellen des Buches wieder.
ging u R suon bei den Berliner Beſprechungen über die an die ameri

ervor iſche Regierung zu gebende Antwort auf die UBootnote vom
einen v April entwickelte der Reichskanzler den Gedanken, unſer kaum

hr zu vermeidendes Zugeſtändnis nicht nur zur Beſeitigung
fe: e ten Konfliktsgefahr, ſondern womöglich zur Anbah
ernMey, Ing des Friedens zu benutzen. Die in der letzten Zeit

Harnih ch verſchiedenen anderen Richtungen hin ausgeſtreckten Füpler
1 ten kein Ergebnis gehabt oder drohten ergebnislos zu bleiben.
12 Mi em Präſidenten Wilſon traute der Kanzler

ari daß es ihn reizen könne, die große weltwenn eſchichtliche Rolle des Friedensſtifters zubſchg ſie len. Auf dieſen Gedanken des Kanzlers geht der Hin
Was s auf unſere wiederholt gegeigte Friedensbereitſchaft in

in erer Note vom 4. Mai zurück. Der Kangler hat auch in
R krbaltungen mit Herrn Gerard dieſen Punkt berührt.

öte/ rr Gerard erzählte in ſeinem Buch, der Kanzler habe ihm bei
d inem Abſchied vom Großen Hauptquartier geſagt: „Jch hoffe,

C. 9 iß, wenn wir jetzt die Sache in Ordnung bringen, Jhr Präſi-
n groß genug ſein wird, die Frage des Friedens aufzuneh-e n. Herr Gevard, erzählt weiter, daß auch ſpäterhin der
inzler bei verſchiedenen Gelegenheiten ihm vorgeführt habe,

M Amerika etwas für den Frieden tun müſſe, und daß, wenn
h geſchehe, die öffentliche Meinung in Deutſchland ſicherlich

m Wiederaufnahme des uneingeſchränkten UVootkrieges er
ringen werde.

,85 M Rir gegenüber hat der Kaiſer von einem Schritt bei Wilſon,
m dieſen zu einer auf den Frieden gerichteten Aktion zu be-

M inmen, zum erſten Male geſprochen, als ich am 31. Auguſt
T. V i nach der Kriegserklärung Rumäniens und
eter t ach der Ernennung Hi ndenb urgs zum Chef des Genecal-
T. v d ebs des Feldheeres zuſammen mit dem Staatsſekretär v. Jagow

An Großen Hauptquartier eintraf. Der Kanzler, der ſchon zwei
7,08 e vorher nach Pleß gereiſt war, entwarf uns ein Bild der
ern. W MRege, die er trotz der Zuverſicht Hindenburgs und Ludendorffs

e außerordentlich ſchwer anſah. Wir müßten alles tun, um
m Frieden zu kommen. Der einzige Weg, den er überhaupt

ch ſehe, führe über Wilſon, und dieſer Weg müſſe, auch wenn
je Ausſichten ungewiß ſeien, beſchritten werden. Wilſon habe
llein bei unſeren Gegnern die große Poſition, die für einen
irkſamen Friedensſchritt nötig ſei. Wir müßten Wilſon ſagen,

600 Merrß wir bereit ſeien, Belgien hergus zugeben unter dem
to für S orbehalt, unſere Beziehungen zu Belgien nach deſſen Reſtita-
ver Sinn durch unmittelbare Verhandlungen zu ordnen.Dynan Der Gedanke wurde zwiſchen dem Kanzler, Herrn v. Jagow

d mir eingehend erörtert. Mir ſchien gagen eine Anrufung
5 hilſons zu ſprechen, daß dieſer im bisherigen Verlaufe des
hen n t drieges eine ſtets wachſende Voreingenommenhe:t zugunſten der

Feſtmächte und ein geringes Verſtändnis für unſere dentſchen
tet erhältniſſe und Lebensbedürfniſſe gezeigt hatte; ſein Verhalten
und 91 it dem Beginn des Jahres 1916 ſchien mir keiren Zweifel mehr

ſeinen Geſinnungen uns gegenüber zu g'tatten. Auch fürch-
Mee ich, daß Wilſon, wenn wir ihm die Friedensvermittlung n
e Hand gäben, uns vor eine internationale Konferenz fübren

ürde, in der unſere Feinde ſicher uns zu Bericht ſäßen. Von
r maßloſen Unpopularität einer Anrufung Wilſons als Frie-

ensvermittler ſprach ich nicht; ich waße, daß der Kanzler ſichT v Jarüber ganz im klaren war, daß aber ſolche Erwägungen hn
t nicht beſtimmen würden. Eine Verſtändigung mit

d 5000 ußland auf Koſten Polens, über deſſen künftigen
Toto u a us der Kangler und Jagow kucz z ivor in Wien verhandelt
Primaven atten, nötigenfalls ſogar unter Zugeſtänd-

iſſen in dem von den Ruſſen wieder beſetzten
00 Mein Dſtgalizien, zu denen ſich unſer öſterreichiſch- ungariſcher
Sieg berbündeter, wenn es nicht anders gebe, bereit finden müſſe,
pas, rſchien mir immer noch als der für uns gün-
ferne, Higſte Weg zum Frieden Der Kanzler glaubte jedoch

zach dieſer Richtung hin kaum mehr eine Hoffnung zu 'ſehen,
achdem alle Sondierungen geſcheitert waren, auch die im Ein
erſtändnis mit unſeren türkiſchen Bundesgenoſſen gemach-
en Andeutungen einer den ruſſiſchen Wünſchen entgegenkommen-

r Regelung der Meerengenfrage. Herr v. Jagow
Pläve: 1 flichtete dem Kangler bei.

Jn der Tat ließ der Kangler in der erſten Septemberwoche
n den Grafen Bernſtorff nach Waſhington telegraphieven,

1. Cent n ihn ganz perſönlich um ſeine Anſicht über Wilſon als Frie
ätze: 18 P ervermittler zu befragen. Graf Bernſtorff antwortete daß
ard, Leich er der Anfang November ſtattfindenden Präſidentenwahl von
doena, V Wilſon nichts zu erwarten ſei; werde er wiedergewählt, wofür

je Wahrſcheinlichkeit ſpreche, dann werde er wohl die Friedens
t 400 Meter ermittlung in die Hand nehmen, da er überzeugt zu ſein
r Sieg: Peine. Amerjkas Intereſſe verlange, daß keine der beiden
biedermam M Nächtegruppen zu Boden geworfen werde.

Herr Gerard will dann im Laufe des September von Herrn
ter. 1. Ah on Jagow gedrängt worden ſein, mit ſeiner Frau, die für

lurze Zeit wach Amerika gehen wollbe, zuſammen zu retſen, um
den Präſidenten zu beſtimmen, etwas für den Frieden zu tun.
Vie weit das richtigt iſt, vermag ich nicht zu ſagen.

ine Jedenfalls war der Eifer des Präſidenten, auf unſeren
Bunſch einen Schritt zur Herbeiführung des Friedens zu unter
hmen, nicht allzugroß, obwohl er bei den Präſidenten
ahlen für ſich als den „Friedensmacher“ Propaganda machen
ß. Auch nachdem er Anfang November wiedergewählt worden

r beeilte er ſich nicht, irgendetwas zugunſten des Friedens zu
Sieg I Wer auch nur die deutſche Regierung in irgendeiner Weiſe
Derſene wiſſen zu laſſen, daß er beabſichtige, mit einem Friedensſchritt

a naher Zeit hervorzutreten. Der amerikaniſche Geſchäfts
Nein äger in Berlin, Herr Grew, wich jeder Sondierung

Sieg: indem er die Frage des zwangsweiſen Abtransportes der
rt, Lucie belgiſchen Arbeitsloſen, bei dem bedauerliche Mißgriffe vorge

nmen waren, zum Mittelpunkt der deutſch- amerikaniſchen Be
ehungen machte.

von u „„Lelfferich erzählt dann, wie die Rede Grets vom 28. Okt.
on 18 K 6, worin der Völkerbund und das Schiedsgerichtsverfahren

in 11 er t r i den Reichskanzler einen ſtarken
Dnodruck m und zu Abſicht veranlaßte in gleichen

an zu antworten. Helfferich erzählt weiter:
unan e Mir ſchien die Frage der Verhinderung künftiger

Watteree nge im zweiten Rang zu ſtehen, als die Frage der
Le endigung des jetzigen Krieges noch nicht gelöſt ſei. Die

alle à S. Antwort auf Grey ſchien mir ſolche zu ſein, die Grey auf
e praktiſche llte.v Frage ſte
e und die Pflicht gebe, ein offenes Friedenswort

die Möglichkeit eines Friedens zuſammenzutreben, der Ehre,
Daſein und Entwicklungsfreiheit aller wahve.

Der Kanzler erwärmte ſich für den Gedanken und entſchloß
ſich, ſofort zum Kaiſer zu fahren, der damals in Potsdam weilte.
Jm Begriff, ins Auto zu ſteigen, erhielt er die Nachricht von den
erfolgreichen Vorſtoß der Franzoſen vor Verdun auf das Fort
Donaumont. Das war ein Dämpfer auf die rumäniſche Freude,
aber mit ſolchen Zwiſchenfällen muß man im Kriege immer

Der Kaiſer war ſofort einverſtanden. Der Kanzler veiſte
noch am gleichen Abend nach dem Großen Hauptquartier, um ſich
mit dem Generalfeldmarſchall von Hindenburg zu beſprechen.
Der Feldmarſchall wollte ſich nicht gegen die Anregung ſtellen
und erklärte, er könne jedenfalls keine Ausſicht eröffnen, daß
nach Beendigung des rumäniſchen Feldzugs, die in einigen
Wochen zu erwarten ſei, im Winter oder im nächſten Frühjahr
ein entſcheivender, den Frieden militäriſch erzwingender Schlag
geführt werden könne.

Nachdem auf dieſer Grundlage der Kanzler dem Kaiſer noch-
mals vorgetragen hatte, ſchrieb der Kaiſer an den Kanzler nach
ſtehenden eigenhändigen Brief:

„Neues Palais, 81. 10. 16.
Mein lieber Bethmann!

Unſer Geſpräch habe ich noch nachher gründlich überdacht.
Mir iſt klar, die in Kriegspſhchoſe befangenen, von Lug und
Trug im Wahne des Kampfes und im Haß gehaltenen Völker
der Feinde haben keine Männer, die imſtande wären, ſowie den
moraliſchem Mut beſäßen, das befreiende Wort zu ſprechen. Den
Vorſchlag zum Frieden zu machen, iſt eine ſittliche Tat, die not
wendig iſt, um die Welt auch die Neutralen vor dem auf
allen laſtenden Druck zu befveien. Zu einer ſolchen Tat gehört
ein Herrſcher, der ein Gewiſſen hat und ſich Gott verantwortlich
fühlt, und ein Herz für ſeine und die feinolichen Menſchen, der
unbekümmert um die eventuellen abſichtlichen Mißdeutungen
ſeines Schrittes den Willen hat, die Welt von ihren Leiden zu
befreien. Jch habe den Mut dazu, ich will es auf Gott wagen.
Legen Sie mir bald die Noten vor und machen Sie alles bereit.

Wilhelm I. R.“
Die folgenden Wochen waren ausgefüllt mit Verhandlungen

mit unſeren Verbündeten über die Grundlinien der bei einer
Friedensbeſprechung zu erſtrebenden Ziele, über die Art des ge
meinſchaftlichen Vorgehens, über den Text der über unſere Frie
densbereitſchaft zu erlaſſenden Kundmachung oder der an die
Alliierten zu übergebenden Note.

Daß irgendwelche Rückſichten auf den Präſidenten
Wilſon ein Hindernis für einen unmittelbaren Friepdensſchritt
ſein könnten, iſt mir gegenüber in den vielfachen Beſprechungen,
die in dieſer Angelegenheit ſtattfanden, von keinem der Hecren,
die an der Sondierung Wilſons beteiligt waren, jemals erwähnt
worden. Bisher war auf die ſchon Anfang Mai von Herrn
von Bethmann gegenüber Herrn Gerrard gemachte Andeutung
keinerlei Antwort erfolgt. Das Anfang September an
den Grafen Bernſtorff gerichtete Telegramm hatte dieſen auch
nicht etwa beauftragt, bei Herrn Wilſon oder der amerikaniſchen
Regierung irgendeinen Schritt zu unternehmen, der die deutſche
Regierung in ihrer eigenen Bewegungsfreiheit hätte binden
können, ſondern ihn nur um eine perſönliche Meinungsäuße-
rung über Wilſons Geneigtheit zu einem Friedensſchritt erſucht.
Die Möglichkeit, oaß Wilſon nach ſeiner am 6. November 1916
erfolgten Neuwahl zum Präſidenten irgend etwas zugunſten
des Friedens tun werde, konnte uns, ſolange mit uns keine Ver
einbarungen darüber getroffen oder uns nicht wenigſtens die be
ſtimmte Abſicht eines Vorgehens mitgeteilt war, nicht das Recht
der eigenen Jnitiative beſchränken und uns der Verpflichtung
überheben, nach anderen Wegen, die zum Frieden führen konn
ten, Ausſchau zu halten und einen uns geeignet erſcheinenden
Zeitpunkt unſererſeits für eine Friedensaktion zu benutzen.

Jn der Tat geht aus der ſoeben wiedergegebenen Stelle des
Gerardſchen Buches hervor, daß Herr Wilſon am 4. Dezember,
alſo vier Wochen nach ſeiner Wiederwahl, jedenfalls noch
keinen beſtimmten Schritt zugunſten des Friedens ins Auge
gefaßt hatte und ſich ſeinerſeits uns gegenüber in der Friedens
frage in keiner Weiſe gebunden fühlte.

Jch erwähne dies ausdrücklich, weil ſpäterhin bei uns in
Deutſchland behauptet worden iſt, die deutſche Politik habe dem
Präſidenten Wilſon gegenüber ein doppeltes Spiel geſpielt, in
dem ſie ihn zuerſt um eine Friedensvermittlung erſucht habe,
und dann, nachdem Herr Wilſon ſich hierzu bereitgefunden, mit
einer eigenen Aktion vorgegangen ſei.

Perſönlich erſchien es mir für die deutſche Regierung durch
aus erwünſcht, die Jnitiative zum Frieden in der eigenen Hand
zu behalten; denn ich konnte das Unbehagen gegenüber dem Ge-
danken einer Führung Wilſons in den Friedensangelegenheiten
nicht überwinden. Außerdem konnte ich mir, ſo wenig es mir
lag, im Strom der öffentlichen Meinung zu ſchwimmen, nicht
verhehlen, daß die Stimmungin Heer und Volk gegen
Amerika ein immer ernſtlicheres Hindernis für eine ameri-
kaniſche Friedensaktion geworden war.

Am 6. Dezember 1916 fiel Bukareſt. Damit war der Zeit
punkt für die Friedensaktion gekommen.

Am 12. Dezember übergab der Reichskanzler den Vertre-
tern der neutralen Mächte, die den Schutz unſerer Jntereſſen in
den uns feindlichen Staaten übernommen hatten, eine Note mit
dem Erſuchen um Uebermittlung an die mit uns im Kriege
liegenden Staaten.

Teuerungsdebatte in der
franzöſiſchen Kammer

Verſailles, 19. Juli.
Jn der geſtrigen Sitzung der Kammer wurde über die all

gemeine Teuerung und über die Ernährungs-politik der Regierung verhandelt. Die Maßnahmen der
Regierung wurden aufs ſchärfſte angegriffen, hauptſächlich
von den Abgeordneten De Monzié und Paiſant, die die
Politik des Miniſteriums Clemenceau für vollſtändig ver
kehrt halten und erklärten, man habe, um gegen die Teuerung
anzukämpfen, die Gehälter erhöht, ein Geſetz gegen Spe-
kulanten gemacht, die ſich nicht darum kümmerten, und
ſchließlich einen Wirtſchaftsaus ſchuß ernannt, aber ver-
geſſen, daß Frankreich ſich in einer äußerſt ſchwierigen
Lage befinde, daß es Hilfe von ſeinen Alliierten hätte verlan
gen müſſen. Schließlich wurde auch die Zollpolitik aufs
ſchärfſte angegriffen, namentlich der Wertzoll, der Frank
reich konkurrenz unfähig mache. Ernährungsminiſter
Boret war als einziger Miniſter anweſend und verteidigte die
Politik des Miniſteriums. Er verwarf ſchließlich die Tagesord-
nung Augagneur, der auch in die Debatte eingriff und erklärte,
das Miniſterium habe ſich unfähig erwieſen, gegen die
Teuerung anzukämpfen. Belgien und Jtalien hätten
Erfolge erzielt. Der Ernährungsminiſter erklärte, nur die
Tagesordnung Renard annehmen zu können. Doch wurde der
Tagesordnung Augagneur mit 227 gegen 213 Stimmen der
Vorrang zuerkannt. Durch dieſe Abſtimmung iſt das Miniſte-
rium in die Minderheit gebracht. Der Ernährungsminiſter
Boret hat Clemencegu den Rücktritt angeboten. Jn
letzter Stunde wird gemeldet, daß der Ernährungsminiſter end
gültig zurückgetreten iſt. Der Unterſtaatsſekretär Roy iſt mit
der proviſoriſchen Verwaltung des Miniſteriums betraut worden.

Beamtenfreundlichkeiten der
Mehrheitsparteien

Das Benehmen der Mehrheitsparteien der Nationalver
ſammlung in der SonnabendSitzung verdient einmal kurz
vor der Oeffentlichkeit gekennzeichnet zu werden. Es war
bereits geſagt, daß bei der haſtigen und überſtürzten Ge
ſetzemacherei, wie ſie hier nun ſchon zur eingebür
Sitte geworden iſt, wie ſie aber gerade in der Sonnabend
Sitzung eine beſondere Orgie feierte, eine wirkliche
Prüfung und Durchberatung der einzelnen Entwürfe gar
nicht möglich iſt. Bei dieſem Verfahren kommen dann
ſolche geſetzgeberiſchen Mißgeburten zutage,
wie das Siedelungsgeſetz eine iſt, dem der deutſch
nationale Abgeordnete Dr. Hampe ſchon aus juriſtiſchen
Gründen mit vollem Recht das Schickſal einer nochmaligen
Durchberatung prophezeien konnte. Der Anblick, den die
verfaſſunggebende Reichskammer am Sonnabend bot, war
in Anbetracht der Tatſache, daß nicht weniger als acht Ge
ſetzentwürfe beraten werden ſollten, geradezu kläglich.
Hätte man gleich nach Beginn der Sitzung die Beſchluß-
fähigkeit angezweifelt, ſo hätte das hohe Haus wahrſchein
lich, vulgär geſagt, die Bude zumachen können, denn es
war fraglich, ob überhaupt noch genügend Abgeordnete zu
ſammengetrommelt werden konnten, um die beſchlußfähige
Mitgliederzahl auf die Bänke zu bringen. Aber hieran
nahm niemand von den Mehrheitsparteien Anſtoß, ſolange
es ſich „nur“ um Geſetze handelte; als es aber darum ging,
die deutſch nationale Beamteninterpella-
tion, die nun ſeit dem 28. März ihrer Erledigung harrt,
von der Tagesordnung abzuſetzen, da waren auf einmal
die Herren der Mehrheitsparteien ſehr rührig, warfen ſich
in die Bruſt und erklärten, es könne der deutſchen Be
amtenſchaft damit kein Gefallen getan werden, wenn die
ſie intereſſierenden Fragen hier vor einem ſo leeren Hauſe
verhandelt würden. Die Herren Böhme von den Demo-
kraten und Loebe von den Sozialdemokraten
troffen dabei förmlich von Beamtenfreundlichkeit und
ſuchten ſo um ihre Furcht, daß die Beamtenfrage hier er-
örtert würde, ein ſchäbiges Mäntelchen zu hängen. Es
verlautete bereits vorher im Hauſe, daß Herr Groeber vom
Zentrum die Beſchlußfähigkeit des Hauſes anzweifeln
würde für den Fall, daß, wie es geſchah, mit den Deutſch
nationalen auch die Deutſche Volkspartei
gegen die Abſetzung von der Geſetzesordnung Pro
teſt erheben würde. Man ſcheint ſich aber bei den Mehr
heitsparteien doch noch im letzten Augenblick der überaus
löcherlichen Rolle bewußt geworden zu ſein, die man dann
angeſichts der vorherigen leichtfertigen Geſetzesmacherej ge-
ſpielt hätte, und ſo griff man zum anderen, in ſeiner Wir-
kung übrigns ebenſo üblen Mittel: Herr Loebe beantragte
die Abſetzung von der Tagesordnung und fand
für ſeinen Antrag eine notdürftige Mehrheit bei den an-
weſenden Mitgliedern des Zentrums, der Demokraten und
ſeiner eigenen Partei. Wenn ein Abgeordneter durch wich-
tige Geſchäfte oder auch durch kommunale Pflichten, die er
zu verwalten hat, verhindert iſt, ſeine Tätigkeit in Weimar
auszuüben, ſo mag das hingehen, beſonders angeſichts der
Tatſache, daß die überaus lange Tagung den regelmäßigen
Beſuch der Sitzungen wirklich erſchwert. So wie es aber
jetzt hier Sitte geworden iſt, wird es allmählich geradezu
ein Skandal, und das geringe Anſehen, welches
die Nationalverſammlung im Volke genießt, kann dadurch
kaum gehoben werden. Die Herren Nationalverſammel-
ten, beſonders die von den Mehrheitsparteien, ſollten ſich
das geſagt ſein laſſen. Die deutſche Beamten-
ſchaft aber möge von dem Vorfall Kenntnis nehmen und
ſich diejenigen Parteien merken, die es verhindert
haben, daß die Jnterpellation nun endlich zur Verhand-
lung kam.

Der demokratiſche Parteitag
Der Parteitag der demokratiſchen Partethat am Sonnabend nachmittag im großen Saale der „Phil-

harmonie“ in Berlin, wo vor 8 Tagen die Deutſchnatio-
nale Volkspartei tagte, begonnen. Wo vor 8 Tagen
ſchwarz weißrote Fahnen wehten, waren am Sonn-
abend ſchwarz-rot- goldene Flaggen ausgeſtellt. Schon

dies J e Der ſtatt i rDen ſchäftsbericht erſtattete der Abgeordnete Nu e,Chefredakteur der „Berliner Volks e
„Berliner Tageblattes“, der im Moſſeſchen Hinterhauſe erſcheint.
Aus dem Geſchäftsbericht geht hervor, daß die demokratiſche
Partei gegenwärtig ohne die beſetzten Gebiete 787 000 einge-
ſchriebene Mitglieder zählt.

Danach gab der Abgeordnete Peterſen einen Ueberblick über
die Fraktionspolitik in der Nationalverſammlung. Das „Berliner
Tageblatt“ hebt hervor, daß während dieſes Vortrages wieder
holt ſtarker Widerſpruch und Zwiſchenrufe im Saal laut wurden.
Das veranlaßte ihn dazu, die Stellungnahme der Demokratie zur
Sozialdemokratie grundſätzlich zu beſprechen. Die Sozial
demokratie, ſagte er, laſſe, in der Regierung an vorderſter Stelle
ſtehend, Klarheit, Sicherheit und Stetigkeit vermiſſen. Habe ſie,
führend, ein ſoziales und wirtſchaftliches Programm entwickelt?
Alles werde immer nur mit dem Schlagwort „Sozialiſterung“
gemacht. Wahre demokratiſche Politik, fuhr er fort, könne man
zurzeit viel klarer außerhalb der Regierung vertreten. Die
Demokratie müßte ſchweigſam abwarten, bis man an ſie heran
trete. Aber dann würden wir die Berückſichtigung unſerer
Grundſätze verlangen. Trotzdem dürfe die demokratiſche Fraktion
keinen Zweifel darüber laſſen, daß ſie jede demokratiſche und
klare ſoziale Politik der Regierung unterſtützen werde.

Mit beſonderer Schärfe kennzeichnet er das von der National-
verſammlung angenommene Sozialiſierungsgeſetz, das nach
ſeiner Anſicht nur aus in Paragraphen geſetzte Redensarten be-
ſteht. Bemerkenswert iſt das Eingeſtändnis des Redners, daß
die Demokraten dieſem Geſetz lediglich deshalb zugeſtimmt haben,
damit etwas geſchehe, um die Gemüter zu beruhigen. Hiermit
wird ausdrücklich bekannt, daß die Demokraten dem Soziali
ſierungsgeſetz nicht aus ſachlichen Erwägungen zugeſtimmt haben,
ſondern ausſchließlich eine Konzeſſion an die allgemeine Volks
ſtimmung gemacht haben.

Der Parteitag war, wie das „Berliner Tageblatt“ beſonders
hervorheben zu müſſen glaubt, ſehr erregt und teilweiſe auch
oppoſitionell geſtimmt. Das ſei ein gutes Zeichen, ſo wird be
ſonders betont, für die aktive Teilnahme an der Geſtaltung der
Partei. Darin habe er ſich, ſoweit man nach dem Eindruck des
erſten Tages ſehen könne, t von dem WeimarerParteitag der Sogialdemokratie, der ſich in abgeklärten
buregnkratiſchen Formen Wigg abgehoben.

Am geſtrigen Sonntag gingen die rhandlungen weßter.

Ein amtlicher Funkſpruch der Bolſchewiſten gibt zu, daß bie
Denikin Armee die Linie Rohedukos-Boelgorod-
Oſtroyaſchk erreicht hat. Aus Reval wird das Eintreffen
des polniſchen Bevollmächtigten gemeldet, der ſich u Be
ſprechungen über ein Uebereinkommen Finnland Fſtlands,

Lettlands, Litauens, Polens und der Ukraine nach Finnland be
aeben will.

itung“, eines Ablegers des
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brigal Weok- und Silosia-Elnkoch-EGläser,
Stellen ngebote

Plattmetall- und Bronzefarben
Werke ſucht eingef. ſtrebſamen

Vertreter.
Eingeh. Offerten unt. Z. 1813 an die Geſchäftsſtelle d. Zig.

Vertreter für Buumwollwaren,
welche in Mannfakturwaren-Geſchäften und Kanf-
hänſern beſtens eingeführt ſind, zum Beſuche des
hieſigen Platzes und aller größeren und kleineren
Städte der Umgegend für ſofort geſucht. Nur Ver-
e mie h 7 beſte Erfolge ausweiſen können,
wollen melden beBraunsberg Co., Berlin O., Königſtr. 9--10.

ür m. Getreide-z Dünn Kohlen ſtittelſuche ich f e ntritt Angeboteinen äuß s l Mann als Speisezimmer
Zuch I. hie Herrenzimmer

empfohlene Leutee caerückſ. antwort inner- chlafzimmerhalb 3 Tagen gilt als Ahſage.

r Rauh, KüchenTanna Reuß). ca. 150 Zimmer
in einfacher bis gang
reicher Ausführung

Möbelfabrik
Albert Martick hat.

Aelteres, zuverl. ſauberes

Hausmädchen
das ſelbſtändig kochen kann,

1. Sept. geſucht. Zu meld.Magdeburgerſtr. e I. Etg Inh. Richard Ziemer,
Wegen Verheiratnug MWalle a. S., Alter Markt 2.
meiner jetzigen ſuche i
zum 1. Oktober d. Js. eine
nicht zu junge
tüchtige Mamſell

Frau R. RichteGut Renußen, KreisDeuhſch.

Sauberes, tüchtiges und
beſtempfohlenes

Mädchen
ftir kleinen Privathaushalt

Erwaochſene) per ſofort od.
etwas ſpäter geſucht. An

an
W. Voigt. Berlin NW. 21,Bochumer Str. W III.

X ötellenGeſuche J

Landwirt ſucht wegen
Berkauf ſeines Gutes Stel-
lung auf kleinerem oder
mittlerem Sut

als Wirtſchafter.
Bin 38 Jahre alt, event.

ſpätere Verheiratung.
Frl Bledermann,N.-Frauendorf

bei Dippoldiswalde.

Herrſchaftsgärtner
42 J. alt, in allen Zweigen
der Gärtnerei gründl. erf.
ſucht ſof. od. 1. Okt. dauernde
Stellung in Herrſchaſts- od.

Wenig gefahrenen, elegant

Jandauer
und leichten

Halbrerdeckwagen
verkauſt Sydtant, Böll-
bergerweg 93bGeflügel dachfuſer,

ein vorzügl. Hühnerfutter,
Mark 30, die 50 kg ohne
Sack, hat abzugeben
W. Jericho., Ellermühle

bei Nordhauſen.
Getrocknete

Rübenblätter,
Ia Schweinefutter, Mk. 30,
die 50 kg ohne Sack, hat ab
zugeben W. Jericho, Eller-
mühle b bei Nordhauſen

Ziegen-
Salzleckrollen

Eifverge. E. G. m. b. H.Gr. Märkerſtr. 5. t

9jähr. ſchwerer

Gutsgärt f Zuchthengſt,e fromm, zugfeſt, ſowie 2 ältere

r t J ar. SchafbvöckeO Zueere Zucht zu verkaufen.
c Rodel, Poſtſtr. 1.

Kaufgeſuche

Suche zu kaufen

Wirtſchaft
mit 30--40 Morgen Feld mit
ich Inventar bei0000 Mark Anzahlung.e unt. D. L. 6907 an
Rudolf Mosse, Dresden.

Seldbahngleis,
65 mm hoch, in 600 mm Spur
auf Stahlſchwellen m. Wagen
zu kaufen geſucht.

See er S
Wanne
Vit oſthilfſtelle mit allem

e n alrnahme kannerfolgen

Aginrod r erbanſen,
Babhnſtation el en.

lügeu el
n verkaufen.ün. Waischwillat, Mivres; Jemtenetnt i

des zuh Gute 400 g.
wer er Kallſandſtein

henen d. v
betriebsfäh., zu ver

tettin.

eingeſ. Schnitzel

v. Rein, Osmünde.
Suche eine kleine Landwirtſchaft

von zirka D bis 100 Morgen zu kaufen und bitte um
Angebote gebe Preis

Livonius, Sinnersbauſen bei Waſungen.

WViheoſm Reilchert,
a. S. Hamhurg Berlin,kauft gute Rechnung und ilbernimmt in den mzelnen

tädten zum kommiſſionsweiſen Verkauf:
Kerno Bohnen, Höhren, Schoten Erbaen.

Fwlobeln und sämtliche Sorten Obst.tür Halle, S 26., Send. Station Halle.
S J m Sondungen: Station

erha
Jng. A. Widora,

4 7 Tann Vaunboet,Lalger Wilneima razse II. Sendungen
Fiation Bern 10tändiger Bahnhof s

zurückgeſ. wird, u.

Diss

rein weisse Ware in allen Grössen,
billigste Tagespreise. Louis Bökor, ILeiprigerst

mm

erta tionen
wissenschaftliche und fremdsprachliche
Werke, Zeitschriften, Broschären, Fest-
schriften,

Privatdrucksachen, Prospekte, Beilagen
und Flugblätter in Massecnauflagen
fertigt preiswert und schnellstens an

Buch-u. unstdruckerei
Otto Thiele, Halle
Leipziger Straße 61-62. Fernruf 7801, 5608.-10

Vercinsdrucksachen, Diplome,

Telephon 152.

R
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zur sofortigenLieferung
hat abzugeben.

Julius Laub, Ansbach.

in jeder Höheb monatl. Rückzahls.
verleihen sofort

H. Blume Oo.. Iambargs

4 heirat
Herr in gut. Verhältniſſen

ſucht auf dieſem nicht mehr
unbekanntem Wege eine paſ
ſende Lebensgefährtin im
Alter bis 35 Jahre, welche
über ein größeres Vermögen
(30--40000 M. verfügt, Witwemit Kind. nicht u
Gefl. Off. bitte u. Z.in der Geſchäftsſtelle dieſes

Blattes niederzulegen.
Ge werbsmäßige Vermittler
verbeten.

Heiratsgeſuch.Tüchtiger, ſtrebſ Landwirt,
25 J., ev., ſchöne, dunkelbl.
Figur, ſucht in mittlere oder
kleinere Landwirtſchaft ein-
zuheiraten. Alleintöchter od.
junge Witwen, mögl. ohne
Anhang, oder Waiſen, welche
aufrichtig liebend ſind, nicht
über 25 Jahre, werden er-
ſucht, nur ernſtgem. Offerten,
mögl. mit Bild, was ſofort

Z. 1811
an d, Geſchäftsſt. d. Z. zu richt.
Anon. unberückſ. StrengſteVerſchwiegenh. Ebrenſeche.

Beamter i. sich. Lebensstellg.
größ. Vermög. u. eig. Wohns.,reine solid.Iungges. einwanéfreie

Vergangenb., pass. Frünl. (anchjarawitietocht r Heirat k. z. l.
Xur ern tgem. Tusehr. an R. A. Schr.,
d ösner Weg 12 r. II r
erbet. Verrchwiegenh. w. zugesie

verſchiedenes

Kehleehte ILertroehnets

Fusshöden
r i
Salon V ett TRoPOo—“

t epftegt, werden zur
jerde jeden Hauses. Besser und

billiger als Fussbodenöle, Bohner-
massen T Stahlspäne. Keine
Kri rodukte. Verzandin Orig r annen von 5 kg an.
Awin t. Biehter, les ig 13,
Bayoerschestr. 73. Tel. 81577 u. dezl.

Erstes Spegialhausg
für Vussbodenpflege.

Vertreter:
Tohannes Dkumig.,Halle a. S., Alte Promenade 13.

Persöniiche Vorführung
unverbindlich.

Elektriſche

Glühlumpen
zu Jabrikpreiſen
Hödemann

Bauhof 1. Tel. 3631.

Donnerstag, den 24. Juli,
11 UhrObſtyerpahtung.

Rittergut Beeſen.

Waſchgefäße
in nur dauerhafter, ſolid
Handarbeit in großer
Auswahl jetzt wieder

am Lager.
Böttcherei21 echte er 21,

dicht am Marktplatz

Geldverkehr J Fahrrad Schläuche
und Außenbereifung,
Ia. Auslandsware, kann laufend ltefern

Th. Michels, Hagen i. V.
Fernruf 2934.

Tucehversanct
BDirelkt ab Fabrils«

Versand von
Damen- Horranstoffen
für Anzüge, Paletots, Kostüme u. Kleider.
Nur gute Stoffe, Kein Papierzusatz, Keine Ersatzwaroe.
Mustersendung gegen Nachnahme von 3 Mark, welche
bei Bestellung vergütet werden.
Luckenwalder Wollwarenfabrik

Joh. Asendorf.,
7 Luckenwalde bei Berlin.
Plavier-Skiwwungen l. Reparaſuren

IIIIIEIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIGIIIGIIIIIIIIIIIIIIIL
werden fachmänniſch ausgeführt. Stimmungen im
Abonnement. Meine Stimmer und Techniker ſind
mit Ausweis verſehen u. kommen nur auf Beſtellung.

B. Dölll.-Klavierhandlung, är. Ulrichstr. 33/31.

NRervöſe HHlaſloſigkeit
wird behoben durch

Angloval
(Extr. Valerian. ops.)

nur aus W bereitet.
Preis: 4.-

Generaldepot: HohenzollernApotheke,
Berlin W W K De Auguſtaſtr. 50.

Zu henen durch pde z

Schafwolle
kaufen jeden Poſten für eigene Rechnung zu den

eſetzlichen Höchſtpreiſen oder übernehmen für den
chafhalter koſtenloſe des Waſchens u.

der Ablieferung an die Krie r. 8 A.G.Berlin, auf Grund der geſetli ichen Beſtimmungen

Lehmann, Sonnenberg& Co. beipein.
Großhandelsfirma des deutſchen eTelegramm-Adr. Schafwolle. Fernſpr. Nr. 3404.

Zinsfreier Vorſchuß nach Eingang der Wollen
in der Wäſcherei. Gutes Strickgarn wird von
r gegen die 377 Selbſtverſorgung o ebeneWolle geliefert. Ortsbehör e Se

tätigung der Schafzahl iſt beizubringen.

Speclition
an J Je An Aula

Lagerhäuser
12 000 II. N. u Bau u Ha
Robert Haberling- Berlin wo

PFriedriehrocda Thür. Walch.
Sommer- u. Winterkurort ist für den Kurverkehr nieht
gesperrt. Aufenthalt gegen amtsärztliches Zeugnis der
Heimatbehörde. Prospekt: Städt. Kurverwailtung.

Walhalla
Operetten- Theater.
Ensemble-Gastepiel

Dir. Felix Meinhardt.
Der Operettenschlager
ihre Hoheit

die Tänzerin.
Musik von Walter 6ötre.

Die Vorstellung beginnt
pünktlich 7 Uhr.

Kasse von 10 u. 46.

I
Don abends 8 Vhr

Wiener Biit
Operette von Joh. Stravt
pepi m Sturma
Vorverkauf 9 u. 5

p T

8rautfrisuren
Hochzoeitsfrisuren
Theateraufführungen

G. Niedermann. koststr.

kehr Befhmnan

l. Werkstätten

Elegante
Damentaſchen

aus vrima Leder
in aroßer Auswahl
äußerſt preiswert.

Hoh. Krasemann
De Xur

Schmeerstr.

für Wohnungskungt

Halle a. d. S.
Grobe Steinstrabe 79.30

in woieher Polstermn,

w

Das Recht der freien Liebe

Vortrag von P. échlaudraff-Haiger
am Dienstag, den 22. uli d. J., yrrrd Uhrin den „Thbaliafe r Sei

Eintrittspr1. Platz 5 Mk. 2. Platz 250 Vrr, 3. Platz 1 Mk.
Eintrittskarten im Vorverkauf zu haben bei Carl ehlin
Gr. Ulrichſtr. 35 (Ecke Alte P romenade'), und an der Aben

kaſſe. Kaſſenöffnung 7 Uhr.

in H

Preußiſch. veumten- Verein

annover.
en für alle dentſchen Reiche

taats un ommnnaſbeamten, Geiſtlichen, Lebr
Rechtsauwälte, Aerzte, Zabnärzte, Tier theker, Architekten, Technitgen e Angeſtellte u. ſonſtige Privatangeſtellt

z 434 448 998 M
i ögensbeſtand 193 346 951 Mark.

Alle Gewinne werden rn der Mitglieder de
verwenahr en S i u. bei längere

r a
tragen können, beginnt mit dem erſten Jahre Die
für die ganze Dauer der Lebens- und Rentenv

cherungen zu zablende Reichéſtempelabgabe von
rämie trägt die Vereinskaſſe.

den cherundenden, die von
Verſicherungsdaner me

der

ark.

Zahlung der Dih

die Jabresprämie i

e. Agenten und desvalb medrigſte Verwaltung
Wer rechnen kann, wird ſich aus den Druckſachen de

davon e daß der Verein ſehr günſtig
eten vermag, und
Prämien anderer

Verſicherungen zu b
wenn man von den P
in Form von ngeſtellten Vergünſtidie Druckſchr wy
e
auf Anfordern koſtenfrei

n in Abzug bringt.
m

3 ar auch danm
een, Rabatten uſw. in La

Man le
kationen und Rabatte ind
durch

Betrieb ohne ſ.

ſellſchaften, di

g der Druckſachen erſeit

irertion des Preussischen Beamten- Vereins in Hannode,
Bei einer Druckſachenanforderung wolle man auf die Ankündigun

in dieſem Blatte Bezug nehmen.

C.
Fabrik

Hauptmann
K. Ulrichstrasse 560 u. b.

Möbel

Erholungs- und Geneſungsheim für Kinde
CLuginsland, Gernrode, Har;
Aufnahme blutarmer, ſchwächlicher oder rachitiſcher Kinder von
5. Jahre ab. Speziell orthopädiſche Kranke für Nachbehandlun
Nur 10--12 Kinder, daher individ Behandlung. Kerztliht
Ueberwachung. Gute verpflegung. Turnunterricht für
wachſene u. Kinder. Solbad mit all. Kurmitteln. Mildes Klim
Annemarie v am Hochwald. Proſpekte frei durch d. Leiteri

nnemarie von Keſſel, ſtaatl. gepr. Krankenpflegeri
Turnlehrerin u. Orthopädi

m

S
Wald-Sanatorium
ommerſtein

Regenerutlon bei Saalfeld i. Thür.
Blutreinigung, Kräftigung.

Aeußerſt wirkſam!
Aufklärſchrift J. 50. Naturkuren, Schroth u. a. Kuren.

Finjähriges! Abendkurses.

Dr. Werner, Neue Promenade l.

Danerhaftegeieigffer,

sehr leicht u. preiswert.

H. Krasomann,
r narSehmneerstr. 19.

dunniraren facheeg

und Versanähans

Preisliste gratis.
KlappenbachI er. leben 41.

Bikhan Paul Schausseil Go., Halle S, uBitterſfeld, Delitzseh, Goldeinisge
Verkehr ote-
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v. Jahrgang Nummer 55.

Halle, 21. Juli.
Die neuen Gaspreiſe

aacthtrag gu den Allgemeinen Bedingungen für die Abgabe
Da vom 22. Dezember 1913: Der Preis für 1 Kubikmeter
rudgas beträgt bei Verwendung zum Beleuchten, Kochen

eigen 40 Pfg. zum Betriebe von Gaskraftmaſchinen und
d dere gewerbliche Zwecke 38 Pfg.; b) zu den Bedingungen

r Entnahme vor Gas aus Automaten vom 22. Dezember

e d du ſſer erfolgt nachKubikmeter, nach
ren Er die Entnahme von Gas nach dem Pauſchalpreis
Gasmeſſer) vom 20. Dezember 1915: Der Pauſchalpreis

igt für 1 Leucht Wa Flammen in der Zeit vom 1. April bis 80. September
e M m 1.S hhene glamme 2,75 M. bzw. 325 M. für 1 Leuchtflamme

e Kerzen Helligkeit bei nicht mehr als 2 Flammen in der
ſt vom 1. April bis 80. September 2 M., vom 1. Oktober bis

März 275 M., für jede weitere angeſchloſſene Flamme 1,40 M.
1,80 M. monaklich.

dieſer Nachtrag tritt mit der Gasmeſſerableſung bzw. Lei
r van mit dem Tage der Abrechnung im
iſi 1919 in Kraft.

Porſtehender, durch Beſchluß der ſtädtiſcher Körperſchaften
m 29. Mai 14. Juli 1919 genehmigter Nachtrag wird mit dem

merken zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß der Preis
er ſchied von 24 Pfg. für 1 Kubikmeter Gas gegenüber dem
iedenspreis gemäß Nachtrag b gelegentlich der Entleerung der
hinzgasmeſſer von den damit beauftragten Perſonen erhoben
d auf den Kartenblättern beſonders vermerkt werden wird.
de Inhaber der Münzgasmeſſer haben fich davon zu über

gen, daß die nacherhobenen Beträge richtig vermerkt werden.
hlungsverweigerung hat die ſofortige Abfperrung der

itung zur Folge.

Die

Der Arbeitermangel im Bergbau
Man ſchreibt uns: Die vor kurzem in einem Teil der
ätter veröffentlichten Feſtſtellungen über den trotz der
iffer der Arbeitsloſen feſtzuſtellenden Arbeitermangel im Berg
u ſcheinen gewiſſen Stellen unbequem geweſen zu ſein. Der
Vochumer Anzeiger“ veröffentlicht nämlich in ſeiner Nr. 154
ine Zuſchrift „aus Gewerkvereinskreiſen“, welche die Tatſache
z unleugbaren Mangels an Arbeitskräften zu beſchönigen und

u entſchuldigen verſucht.
Zunächſt ſtellt ſie die Forderung auf, daß der Bergmann

entſprechend ſeiner ſchweren, aufreibenden und gefährlichen
tigkeit geachtet und entlohnt“ werden müſſe. Bisher iſt nicht
annt geworden, daß der Bergmann nicht genügend geachtet

ind entlohnt worden ſei. Es hat im Gegenteil der ordentliche
lernte Bergmann im Jnduſtriebezirk unter ſämtlichen Ar
eiterkategorien die größte Achtung genoſſen; dementſprechend
par auch die Entlöhnung, die nach Ausweis der Statiſtiken der
herufsgenoſſenſchaften höher war als die der Arbeiter anderer
Fewerbezweige. Ebenſo abwegig iſt die andere Unterſtellung,
z ſei nicht genug geſchehen zur Schaffung eines „ſeßhaften

Bergarbeiterſtandes. Denn am 1. März 1914 beſaßen die dem
hergbauverein angeſchloſſenen Zechen 94 027 Arbeiterwohnun-
ſen, in denen 148 583 Belegſchafts mitglieder Unterkunft gefunden
jatlen. Auf -62 Zechen bezw. ſelbſtändigen Schachtanlagen
ohnte über ein Drittel und auf 27 Zechen ſogar über die
hälfte der Arbeiter in ſolchen Wohnungen. Jhr Bau hätte in
ch viel ſtärkerem Maße betrieben werden können, wenn nicht
rade aus denſelben Kreiſen, die jetzt die Forderung nach Seß-

ſaftmachung des Bergarbeiterſtandes erheben, den Arbeitern
as Beziehen der Zechenwohnungen ſyſtematiſch verleidet worden

wäre.

Zur Kritik geſellen ſich noch zwei Forderungen, die
ine nach Gewährung eines Urlaubs, die andere nach Er

höhung der Knappſchaftsbezüge. Es ſoll durchaus
icht beſtritten werden, daß im Jntereſſe der Arbeiterſchaft und

der Volksgeſundheit beiden Forderungen eine recht baldige Ver
wirklichung ſehr zu wünſchen wäre. Der Kardinalpunkt iſt aber
die Beſchaffung der nötigen Geldmittel. Allein für die Urlaubs
gewährung würde ſich die erforderliche Summe bei der jetzigen
Selegſchaft von 420 000 Arbeitern bei einem Durchſchnittslohn
on 16 M. und bei einer Dauer von einer Woche auf über
40 Millionen Mark abgeſehen von indirekten Betriebsver-
luſten belaufen. Noch viel beträchtlicher würden die Aufwen
dungen für die Erhöhung der Knappſchaftsbezüge ſein. Die
beiden Wünſche ſtellen alſo im Grunde genommen keine ſozia
len, ſondern Finanzfragen dar, deren Löſung nicht von dem
mehr oder weniger guten Willen der Beteiligten, ſondern allein
don der Beſchaffung der Gelder abhängt. Dieſe hat natürlich
in allererſter Linie zur Vorausſetzung Beſeitigung des Arbeiter
mangels und geſteigerte Produktivität, beides Erforderniſſe,
deren Erfüllung nicht bei den Werksbeſitzern, ſondern bei den
Arbeitern liegt.

7

Poſtverkehr mit dem beſetzten Gebiet. Für die britiſche
Zone der beſetzten deutſchen Rheingebiete ſind die bisherigen
Veſchränkungen in der Ein und Ausfuhr von Waren in Paketen
wit der Poſt mit folgenden Ausnahmen aufgehoben worden.
Verboten ſind nur noch: a) die Ein und Ausfuhr von Waffen,
Munition und Kriegsbedarf; dieſes Verbot bezieht ſich nicht
guf Jagdwaffen und Jagdmunition; b) die Ausfuhr aus der
britiſchen Zone von Farbſtaggen, Chemikalien, Platina, Gold,
Silber, gemüngtem Geld u ausländiſchen Werten. Die
Leſchränkungen für den Austauſch von Geldbriefen und Wert-
paketen bleiben zunächſt noch für beide Richtungen in Kraft.

d wirsſchaſtiiche Arbeitsvermittlung in der Provinz kachſen. Das Reichsarbeitsblatt vom 26. Juni bringt eine
ausfühviche Statiſtik über die Vermittlung einheimiſcher land-
und forſtwirtſchaftlicher Arbeiter im Mai 1919 getrennt nach den
einzelnen Propinzen und Staaten. Danach ſind in die Landwirtſchaft vermittelt worden in der Provinz Sachſen 4314, in der Pro
Ainz Brandenburg und GroßBerlin zuſammen 4819, Hannover

Freiſtaat Sachſen 3799, Schleswig Holſtein 3523 und Rhein
Jand 2142. Von den in der Provinz Sachſen im Mai vermittelten
l Arbeitskräften waren 2205 weibliche und von dieſen 973
Sanderarbeiter. Groß Berlin und Brandenburg vermittelten

im Mai an weiblichen Wanderarbeitern 257, die anderen Bezirke
hur geringe Mengen. Jn der Beſcbaffung von männlichen

anderarbeitern ſteht die Provinz Sachſen mit 326 Ver-
mittelungen an zweiter Stelle; die Wanderarbeitervermittlung
ſ hier teils durch die Zentralauskunftsſtelle in Magdeburg
ſelbſt, teils durch die örtlichen öffentlichen Arbeitsnachweiſe.

Wir gehen in die Pilze! Ein Handbuch für Pilgfreunde
und ſolche, die es werden wollen. Von Johannes Jühling.
Zweite, bedeutend erweiterte Auflage mit etwa 150 Federzeich
engen im Text und zahlreichen, zu „Sammelgängen vereinig
d künſtleriſchen Pilztafeln. Preis des Buches 6,60 Mk. einſchl.

Pann H. Teuerungszuſchlag. Preis jedes „Sammelganges“, von
denen bisher zwei vorliegen, 3 M. einſchl. Teuerungszuſchlag.
Dolkztnlicher und leichter verſtändlich als alle anderen

Beilage zur Halleſchen Jeitung
Pilgzbücher lehrt es die Pilze ſo kennen, daß jede Gefahr einer

Vergiftung ausgeſchloſſen erſcheint. Nicht nur ſind bei jedem
Pilge die Erkennung und Merkmale ſcharf hervorgehoben,

es werden auch die Standorte angegeben, und eine beigefügte
Fare n gibt ein charakteriftiſches Bild des Pilzes.

ge Pilztafeln in köſtlicher Naturtreue, je zehn zu einem
Sammelgang in M geordnet, wiederum deutlich die Merk-
male und das Vorkommen des betreffenden Pilzes angebend,
vollenden, was das Buch ſelbſt lehrt Von beſonderem Wert,
namentlich für die Hausfrauen, ſind die Koch und Ver-
wertungsvorſchrüften bei jedem Pilg und im Anhang.

Gegen die Abtrennung Thüringens
Ueber die Größe, die ein durch Zuſämmenſchluß aller thü-

ringiſchen Staaten geſchaffenes Gebilde aufweiſt, macht man
ſich in den ein Großthüringen fordernden Kreiſen oft ein gänz-
lich falſches Bild. Die thüringiſchen Staaten haben zuſammen
einen Flächeninhalt von 12 325 Quadratkilometern mit 1 585 000
Einwohnern. Dieſe Zahlen übertreffen nur um ein Geringes
den anliegenden preußiſchen Regierungsbezirk Merſeburg mit
10 214 Quadratkilometer und 1310 000 Einwohnern und ſtehen
bedeutend gegen den Durchſchnitt aller preußiſchen Provinzen
zurück, der nach Heft 2 des „Neuen Thüringen 28 946 Quadrat-
kilometer und 3 169 000 Einwohner ergibt. Die Zahlen zeigen
deutlich, daß ſich bei einem Zuſammenſchluß der kleinen thürin
giſchen Staaten zu einem gemeinſamen Staat doch wiederum
nur ein Kleinſtaat von noch immer beſcheidenem Umfange er-
geben würde. Hieran würde auch dann wenig gebeſſert, wenn
preußiſche Gebietsteile zu Großthüringen geſchlagen würden.
Mit einer ſolchen Eingliederung kann aber gar nicht gerechnet
werden; in allen den Gebieten, die hierfür in Frage kämen, iſt
von allen Kreiſen und allen Parteien gegen eine Abtren-
nung von Preußen energiſch Proteſt erhoben worden. Es be
ſtehen deshalb zahlreiche im öffentlichen Leben der verſchiedenen
thüringiſchen Staaten ſtehende Perſonen, daß ein wirklich
leiſtungs- und lebensfähiges Thüringen nur durch Anſchluß an
den mächtigſten deutſchen Staat, an Preußen, erſtehen kann.
Nur ein großer Staat kann großzügige Politik betreiben, und
eine ſolche iſt jetzt notwendiger denn je.

Eilenburg, 20. Juli. (Schadenfeuer.) Durch einen
weithin hörbaren Knall und aufſteigende dunkle Rauchwolken
wurde geſtern abend etwa gegen 347 Uhr die Bevölkerung auf
einen Brand aufmerkſam, der in der Deutſchen Celluloid-
fabrik entſtanden war. Jn einem Trockenhauſe war durch
Selbſtentzündung dort zum Trocknen lagernde fertige Zellulvid-
ware in Brand geraten, der die Exploſion zur Folge hatte.
Das Gebäude brannte vollſtändig aus. Der Schaden iſt um ſo

ſtoffmnangel zu leiden hat.Jeig 18. Juli. (Zum erſten Bürgermeiſter)
der Stadt Zeitz wurde von der Stadtverordnetenverſammlung
der bisherige Stadtrat Löffler (unabhängiger Sogigaldemokrat)
auf Vorſchlag der ungabhängigen Mitglieder des Kollegiums
gewählt.

Halberſtadt, 20. Juli. (Ein frecher Einberuch) fand
jüngſt im Cecilienſtift ſtatt. Die Einbrecher drangen über den
Balkon des Feierabendhauſes in das Zimmer einer todkranken,
inzwiſchen verſtorbenen Schweſter ein, durchwühlten ihre Sachen
und brachen dann Geld fordernd in die anderen Zimmer ein.
Gleichzeitig ſtiegen die Raubgeſellen durch das Kellerfenſter in
das Mutterhaus und durchſuchten die Räume des Erdgeſchoſſes
bis ſie durch die Nachtwache verſcheucht wurden. Die Beute der
Verbrecher war ſehr gering, eine Uhr und etliche Eßwaren, aber
wie weit iſt die Verrohung geſtiegen, wenn nicht einmal der An
blick einer Todkranken vom Raub zurückhält!

Schönebeck, 20. Juli. (Zuckerſchiebung.) Die
Polizei iſt einer großen Zuckerſchiebung auf die Spur gekom-
men. Es handelt ſich um einen Wert von ungefähr 100 000 Mk.
Mehrere hieſige Einwohner ſind daran beteiligt. Es wurden
Hausſuchungen abgehalten und Geldſummen beſchlagnahmt, die
nachweislich aus den Zuckerverkäufen ſtammen.

d. Schladen, 20. Juli. (Späte Sühne.) Nach ovrei
Jahven wegen eines Einbruchsdiebſtahls verurteilt wurde der
42 jährige Gelegenheitsarbeiter Otto Strube aus Hornburg. Er
hatte mit feinem Bruder Wilhelm beim Schuhmachermeiſter
Gehrke den Keller erbrochen und daraus zwei Fahrradmäntel und
Flaſ Schnaps geſtohlen. Während ſein Bruder bereits zu
Flaſche Schnaps gſtohlen. Während ſein Bruder bereits zu
längerer Zuchthausſtrafe verurteilt iſt, wurde Otto Strube am
Sonnabend von der Ferienſtrafkammer Halberſtadt zu 2
Jahren Zuchthaus und zehn Jahven Ehrverluſt verurteilt. Von
der Anklage, auch an den Diebſtählen beim Hofbeſitzer Voß in
Neuenkirchen und bei den Frauen Engelmann, Sperber und
Crone in Stötterlingen beteiligt zu ſein, wurde er frei

geſprochen.

Hildburghauſen, 19. Juli. (Demonſtration.) DieSchüler des hieſigen Technikums verließen geſtern vormittag
plötzlich die Unterrichtsräume und zogen geſchloſſen durch die
Straßen der Stadt. Es handelte ſich um eine Kundgebung zur
Erlangung gewiſſer Forderungen der jungen Leunrte.

Jena, 19. Juli. (Stiftung.) Die Erben des am
27. Dezember 1918 verſtorbenen Univerſitätsprofeſſors Dr.
Richaro Semon in München haben, einem letztwilligen
Wunſche des Verſtorbenen entſprechend, der Univerſität Jena
60 000 Mk. geſtiftet. Die Stiftung ſoll den Namen „Mneme-
Stiftung tragen. Zoologiſche und biologiſche Forſchungen
über Ver ung ſowie pſhchobhhſiſche über Bewußtſein und Ge
dächtnis der ſchen und Tiere und über die Pathologie des
Gedächtniffes ſolben beſondere Berückſichtigung finen.

Der Vertretertag der Kriegs-
gefangenen-Organiſationen
Bei ſehr ſtarker Beteiligung fand innerhalb des 1. Ver-

tretertages am Sonnabend in Berlin im Herrenhauſe eine ge
meinſame Sitzung des Volksbundes zum Schutze der deutſchen
Kriegs und Zivilgefangenen und der Reichsvereinigung ehe-
maliger Kriegs und Zivilgefangener ſtatt. Man beſchäftigte ſich
dabei eingehend mit der Lage der Gefangenen, mit ihrem Emp-
fange, mit den verſchiedenen Fragen der Heimkehr uſw. uſw.
Erwähnt ſei zunächſt noch aus den Mitteilungen des Vertreters
der Reichsgzentralſtelle Schleſinger die Bemerkung Man
habe als Grund für die Unterſchreibung des Friedens die Rück
ſicht auf unſere Gefangenen angegeben. Man habe gemeint,
wenn man den Frieden ſchließe, ſo würde man ſofort die Ge
fangenen losbekommen. Jn der Reichsſtelle ſind wir von Anfang
an nicht ſo optimiſtiſch geweſen!

Der Bericht, den heute das Vorſtandsmitglied Roſe er-
ſtattete, gab

beträchtlicher und bedauerlicher, da die Fabrik ſowieſo an Roh

dieſer wenig optimiſtiſchen Auffaſſung nur allzu der

Montag, den 21. Juli 1919.

ſehr recht. Praktiſch ſtehe es ſehr traurig um din Rückſendung
Unſeren Vertretern in Verſailles iſt es noch nicht einmal ge
lungen, Fühlung mit der Entente in der Gefangenenfrage zu
erreichen. Von der Bildung der vorgeſchriebenen Kommiſſionen
ſei man erſt gar weit entfernt. Es heißt doch ſchließlich, daß
die Rückſendung der Gefangenen trotz aller Ab
leugnungen mit dem Wiederaufbau verknüpft
wird, wenn jetzt geſagt wird, daß erſt die „Arbeiterfrage ge
regelt werden müſſe. Das iſt ganz offener Vertragsbruchl! (Sehr
richtig!) Es ſcheint leider, daß es nun doch dahin kommt, was
wir gefürchtet haben: Die Feinde behalten unſere Ge
fangenen als Druckmittel in ihrer Hand. (Sehr
richtigl) Wir haben in Weimar dieſen unſeren Befürchtungen
entſchieden Ausdruck gegeben; aber man wollte es nicht wahr
haben. Der Miniſter Bauer hat dann der Erwartung Ausdruck
gegeben, daß unſere Feinde baldigſt nach Friedensſchluß unſere
Gefangenen herausgeben werden. Wir müſſen feſtſtellen, daß
dieſe Erwartung getäuſcht worden iſt. Der Redner
machte dann Mitteilungen über die Rückführungsausſichten und
die Lage der Gefangenen in der verſchiedenen Ländern. Be
ſonders trauriges hatte er über die franzöſiſchen Verhältniſſe zu
berichten. Die Lage unſerer Gefangenen dort iſt überaus
traurig. Was ſogar die ſchweizer Kontrollkommiſſionen haben
anſehen müſſen, ſpottet aller Beſchreibung. Warum hält die
Regierung zurück, was die Schweizer in dieſer Be
ziehurig berichtet haben? (Hört, hört!)) Sie hat ja doch die
etwas günſtige ren Eindrücke eines Pfarrers mitgeteilt!
Der Redner ſchlug eine Erklärung gegen die vertragswidrige
Zurückhaltung unſerer Gefangenen vor.

Jn der eingehenden Beſprechung wurden viele Klagen und
Wünſche laut. Erwähnung verdient es, daß ſich ein Mann
fand, der ausführte: Man habe kein Recht, den Feinden Ver
tragsbruch vorzuwerfen; es würden ja bei uns auch verkrags
widrig viele Soldaten gehalden. Dieſem Denunzianten,
der ſein eigenes Land dem Feinde denunzierte, entgegnete ein
Vertreter der Regierung: daß der Vertrag noch gar nicht rati-
fiziert ſei und daß die Regierung, wenn dieſer Zeitpunkt komme,
ihren Verpflichtungen ehrlich nachkommen werde. (Allſeit. Zu
ſtimmung.) Die Verſammlung forderte in einer Grklä
rung von der Regierung, daß ſie unter allen Umſtänden die
Rückgabe der Gefangenen Zug um Zug gegen Anſtellung von
Arbeitskräften als Vertragsbruch ab weiſe und jede Erörte-
rung der Rückgabe unter dieſen Bedingungen ablehnt. Sie
erwartet weiter, daß die deutſchen Vertreter in Verſailles auf
Grund der bindenden Verpflichtungen der Entente unverzüglich
zu einem Abſchluſſe der Verhandlungen gelangen. Endlich er
wavtet man von der Regierung, daß ſie bei Widerſtand der
Feinde dagegen dieſen offenbaren Vertragsbruch unzweideutig
als ſolchen kennzeichnen und Mittel und Wege ſuchen
werde, etwa unter Anrufung des neutralen Auslandes die
Gegner zur Jnnehaltung der vertraglichen Verpflichtungen zu
zwingen.

Nachrichtenr J

th. Zur Frage der Bildung von Provinzialoberlehrerkam-
mern. Während bei den Bezirksregierungen Lehrerräte als be
ratende Dienſtſtellen eingerichtet werden, hat die Regierung den
Wunſch nach Bildung von Provinzialoberlehrerkammern ab-
ſchlägig beſchieden und die Oberlehrerſchaft damit vertröſtet, daß
dieſe Frage nur im Rahmen der allgemeinen Neugeſtaltung des
Schulweſens gelöſt werden könne. Jn der Landesverſammlung
fragen die Abgg. Dr. Schreiber (Halle) und Klüwer an, ob die
Regierung bereit iſt, dieſen Beſchluß abzuändern, um die unge
rechte Behandlung der Lehrerſchaft an höheren Schulen aus-
zugleichen.

Eine Belohnung auf General Mannerheim, „Berlinske
Tidende“ meldet aus Helſingfors, daß die Bolſchewiſten auf den
Kopf des Generals Mannerheim eine Belohnung von 1 Million
Rubel ausgeſetzt haben. Jn Helſingfors befürchtet man einen
ruſſiſchen Angriff auf Finnland.

Die Leitung der Volksabſtimmungen. Nach der „Chicago
Tribune“ leitet den interalliierten Ausſchuß für die Volksab-
ſtimmung in Schleswig ein Engländer und den Ausſchuß für
Oberſchleſien ein Franzoſe.

th. Provinz Oberſchleſien. Eine Reihe oberſchleſiſcher Abge
ordneter Oberſchleſiens beantragen in der Landsverſammlung
einen Entwurf auf Errichtung einer Provinz Oberſchleſien durch
Aus ſcheidung des Regierungsbezirks Oppeln aus der Provinz
Schleſien Das Geſetz ſoll zum 1. Oktober in Kraft treten.

Der neue Dirigent der politiſchen Abteilung im Auswärtigen
Amt. Wie das „Berl. Tagebl.“ hört, hat der Geſandte v. Ro
ſenberg die an ihn gerichtete Aufforderung, als Nachfolger
des Unterſtaatsſekretärs Freiherrn Langwerth v. Sim-
mern, Dirigent der politiſchen Abteilung im Auswärtigen Amt
zu werden, angenommen. Herr v. Roſenberg, der in der Schweiz
weilt, dürfte in den nächſten Tagen in Berlin eintreffen.

Amerikas Vertreter. Wie der „Lok.Anz.“ aus Amſterdam
meldet, hat Wilſon Befehl gegeben, daß die Konſuln der Schweiz
und Hollands dazu ermächtigt werden, Amerika zur Wieder
aufnahme des Handels mit Deutſchland ſolange zu vertreten,
bis der Senat den Friedensvertrag ratifiziert habe.

Oſtgalizien für Polen. Wie „Matin“ mitteilt, wurde in
einem Brief des Generalſekretaricts der Friedenskonferenz an
die ukrainiſche Friedensdelegation mitgeteilt, daß Oſtgalizien zu
Polen geſchlagen werde. Dadurch erhalte Polen mit Rumänien
eine gemeinſame Grenze.

Answeiſung aus Oeſterreich. Wie das „Neue Wiener
Tagblatt“ erfährt, ſollen alle Perſonen, die nach dem 1. Auguſt 1914
in deutſch-öſterreichiſches Gebiet eingewandert ſind, ohne ſich die
Staatsbürgerſchaft erworben zu haben, durch ein Geſetz dazu
angehalten werden können, das Staatsgebiet innerhalb einer
beſtimmten Friſt zu verlaſſen, falls ſie nicht ausreichende Gründe
für ihr Verbleiben anzugeben in der Lage ſind.

Eiſenbahuunglück in Berlin. Am Sonnabend vormittag
ereignete ſich auf dem Stettiner Vorortbahnhof ein
Unglücksfall. Ein einfahrender Zug konnte nicht zum Stehen ge
bracht werden. Er überfuhr die Rampe und raſte in eine Aus-
ſchankhalle, riß einen Zeitungskiosk um und blieb ſchließlich vor einer
Mauer ſtehen. Zwei Perſonen, ein Knabe und deſſen Schweſter
rn ſchwer verletzt, mehrere Perſonen erlitten leichtere Ver
etzungengaiſer Karl will nach England. n Wiener diplomatiſchen
Kreiſen verlautet, daß der ehemalige Kaiſer demnächſt den König
von England auf deſſen Einladung beſuchen wird. Es handelt
ſich um Regelung finanzieller 4 Var7 und um eine eventuelle
Ueberſiedelung Kaiſer Karls nach England.

Das Frauenſtimmrecht in Frankreich abgelehnt. Dis
Kommiſſion des Senats verwarf geſtern das Frauenſtimmrecht
mit zehn Stimmen gegen drei bei einer Enthaltung.

Richtigſtellung. Der Abgeordnete Steinkopf bittet um
Verbreitung folgender Richtigſtellung: „Nach dem Bericht über
meine Rede in der Nationalverſammlung am 17. Juli ſoll ich
mich dafür eingeſetzt haben, daß es auch möglich ſein müſſe, die
Beamten in eine geringere Amtsſtufe zu verſetzen.
gegenüber ſtelle ich feſt, daß ich gerade das Gegenteil geſagt und
erreicht habe. Durch die Annahme meines Antrages e die
mit der Ausſchußfaſſung des Artikels 127 geſchaffene Möglichkeit

Degradation des Beamten beſeitigt.“
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Zuckerfabrik Körbisdorf A.G.
Der Betrieb der Zuckerfabrik iſt durch den Eintrikt der

Revolution außerordentlich ungünſtig beeinflußt worden. Der
Verkaufspreis wurde von 28 M. auf 27,50 M. für Rohzucker
erhöht zu einer Zeit, als ſich die Verhältniſſe nicht annähernd
überſehen ließen, die ſpäter verteuernd auf die Fabrikation ein
gewirkt haben. Die Preisfeſtſetzung hat infolgedeſſen den wirk
lichen Fabrikationskoſten nicht Rechnung tragen können. Tat-
ſächlich haben die Aufwendungen für Löhne, Materialien und
ſonſtige Unkoſten die des Vorjahres ganz bedeutend überſchritten.
Infolge Arbeitsverweigerung durch die e iſt
ferner, während die Zuckerfabrik ſich in vollem Betriebe befand,
ein Mangel an Arbeitskräften eingetreten, der die c
zwang, die Rübenkampagne vorzeitig zu beenden. 40 000 Zent
ner Rüben ſind deshalb weniger verarbeitet worden und mußten
zum Nachteil des Fabrikbetriebes einer anderweitigen Verwen
dung zugeführt werden. Wenn die Geſellſchaft trotz dieſer
ſchwer einſchneidenden Verhältniſſe noch ein befriedigendes Er
gebnis erzielt hat, ſo rührt das daher, d die Geſellſchaft am
1. April 1918 noch mit einem großen Beſtande an Vorr
vor Zucker zu noch verhältnismäßig billigem Herſtellungspreiſe
in das neue Jahr eingetreten iſt, ſo daß beim Verkauf dieſer
Beſtände der Vorteil des erhöhten Preiſes dem Berichtsjahre
voll zugefloſſen iſt Jm land wirtſchaftlichen Betriebe wurde wie
der kein befriedigendes Ergebnis erreicht Die Ernte in Gerſte,
Hafer, Ervsſen und Kartoffeln iſt gegen das Vorjahr zurückge-
blieben. Der Erlös aus den Ernteerzeugniſſen hta ſich infolge-
deſſen bei weitem nicht in der Höhe geſteigert, wie die Ausgaben.
Für Löhne und Dünger ſind, abgeſehen von den hohen ten
der Geſpannhaltung, rund 280 000 M. mehr als im Vorjahre
aufgewendet worden. Durch Felddiebſtähle erlitt die Geſellſchaft
einen bedeutenden Verluſt. Der Ausbau dex Grube iſt durch
den politiſchen Umſturz ſtark aufgehalten worden. Die Förde-
rung konnte ſich daher noch nicht in dem vorgeſehenen Umfang
erntwickeln. Da andererſeits die Aufwendungen für den ver
ſtärkten Vetrieb naturgemäß gewachſen und durch die geſteiger-
ten Ausgaben für Löhne erheblich beeinflußt ſind, ſo war wäh-
rend der Uebergangszeit ein Verluſt in Höhe von 86 855 M.
nicht zu vermeiden. Auf Effekten ergab ſich ein Verluſt von
46 114 M. Nach Abzug der Zinſen mit 97 449 M. der Hand
lungsunkoſten mit 113 244 M. und nach 117 442 M. Abſchrei-
bungen verbleibt ein Reingewinn von 189044 M., woraus
6 Prozent Dividende vertelit werden ſollen.

Jn der Bilanz enthält bei einem Aktienkapital don
2,7 Millionen und 2,02 Millionen Hypotheken der Reſerve und
Spezialreſervefonds 282 338 M., der Unterſtützungsfonds 72 058
Mark, die Talonſteuerreſerve 18 500 M. und das Neubaukonto
10 461 M. Den 65,46 Millionen M. Kreditoren ſtehen an Außen
ſtänden nur 661 201 M. gegenüber, wie auch die Bilanz im
ganzen keinen beſonders flüſſigen Stand aufweiſt. Der Effek-
tenbeſtand und Kautionseffekten find mit 856 916 M. verzeichnet
und der Kaſſenbeſtand mit 7642 M. Die vorrätigen Produkte,
Materialien und Kohlen der Zuckerfabrik, Landwirtſchaft und
des Grubenbetriebes ſind mit 1,72 Mill. M. bewertet
und die Viehbeſtände mit 812 475 M. Der Abraum iſt mit 1,26
Millionen Mark eingeſtellt. Die „Grundſtücke, Betriebs und
Wohngebäude, Maſchinen, Geräte, Mobilien, das Gruben- und
Eiſenbahn-Anſchlußgleis, der Grubenaufſchluß und die Beteili-
gung an der t r zuſammengefaßt ſtehenmit 5,93 Mill. M. zu Buche. Die Generalverſammlung findet
am 30. Juli in Halle ſtatt.

Seldmarkt und Banken
Die Nenregelung der Zahlungen mit Kriegsankeihen wird

jetzt amtlich bekanntgegeben. Danach darf bei Verkäufen
von Beſtänden, die Ei der Heeresverwaltung
waren, durch das Reichsverwertungsamt oder ſeine Zweigſtellen
und Bevollmächtigten Kriegsanleihe, ſoweit nachſtehend nichts
anderes beſtimmt ift, künftig nur noch von ſolchen Erwerbern,
und dies auch nur noch bis auf weiteres, angenommen werden,
die unmittelbar nachweiſen, daß die Stücke aus eigenen
Zeichnungen herrühren. Der Nachweis iſt den Stücken i
fügen und gegebenenfalls durch eine eidesſtattliche Erklärung
der Zeichnungs- und Vermittlungsſtelle unter genauer Nummer
angabe auf den vorgeſchriebenen Formularen beizubringen.
Ein Zwang zur Zahlung mit Kriegsanleihe
entfällt in Zukunft. An Zahlungsſtatt werden ange
nommen und berechnet: zum Nennwert die 5„prozentigen
Schuldverſchreibungen aller Kriegsanleihen ohne Unterſchied,
die 5Sprozentigen Schatzanweiſungen der 1., 2. und 3. Kriegs
anleihe, die 439prozentigen der 6., T., 8. und 9. Kriegsanleihe,
zu 9636 Prozent die 45prozentigen Schatzanweiſungen der 4
und 5. Kriegsanleihe (Ausga 1916). Der laufende
Zinsſchein iſt vom Einzahler abzutrennen, da
gegen hat er die Stückzinſen vom ungs bis Vkeitstage des in gen Beſitz r n bar
zu zahlen. Kriegsanleihe darf grundſätzlich nicht in Zah-
lung genommen werden beim Verkauf: a) von Grundſtücken,
ſelbſt dann nicht, wenn das betreffende Grundſtück etwa für die
Kriegführung beſchafft ſein ſollte; b) der mit der Kriegs
rohſtoffabteibun zu verrechnenden Beſtände derHriegsgeſeilſchaften; c) von beſchlagnahmten
Rohſtoffen und feindlichen Privatgütern ſowie
aller ſonſtigen Sachen uſw., die nicht für die Kriegführung un
mittelbar beſchafft ſind, z. B. belgiſche Fohlen, Waren zum Aus
tauſchhandel uſw.; ch von Gegenſtänden, die, wie z. B. Ge
ſchirre von Artilleriewerkſtätten, als Notſtands arbeiten
hergeſtellt ſind, ſowie von Lebens- und Futtermitteln, die aus
nahmsweiſe an Private abgegeben werden und wieder erſetzt
werden müſſen.

Alle Anfragen wegen Abgabe von freiwerdendem beweg-
lichen Heeresgut, über deſſen Bezahlung uſw. ſind künftig der
zuſtändigen Zweigſtelle des Reichsverwertungsamtes zuzuleiten.
Wegen Entrichtung der Umſatzſteuer gilt der Erlaß vom
8. Juni 1919. Jn dieſem iſt geſagt: Alle Verkäufe von Hee
resgut, die durch militäriſche Verwaltungsſtellen oder
Truppenteile vom 1. November 1918 an getätigt ſind, ſind als
im Auftrage und für Rechnung des Reichsvberwertuncgs-
amts erfolgt anzuſehen. Von den Verkäufen innerhalb dieſes
Rahmens ſind nur die Lieferungen von Heeresgut im Wege der
Verſteigerung einſchließlich Pferde umſatzſte uerpflichti g.
Die Steuer ſelbſt beträgt 5 vom Tauſend und iſt auf volle Mark
nach unten abzurunden. Für die Entwicklung etwaiger Umſatz
ſteuern für alle anderen durch die militäriſchen Verwaltungs-
ſtellen und Truppenteile nicht im Namen des Reichsverwer-
tungsamts getätigten Verkäufe, alſo auch für die von ihnen vor
dem 1. November 1918 bewirkten Veräußerungen von entbehr-
lichem Heeresgut, gelten die Erlaſſe vom 8. Auguſt und 30. De
zember 1918.

Zur Neuregelnng des Börſenverkehrs in Renten. Der vom
Börſenvorſtand eingeſetzte Ausſchuß zur Regelung der Frage der
Wiedereinführung amtlicher Rentenkurſe an der Berliner Börfe
hielt geſtern eine Sitzung ab. Man beſchloß, dem Börſenvorſtand
a en Vorſchlag zu unterbreiten: Für diejenigen Renten, für

genwärtig ein freier Markt beſteht, werden neben einem
amtlichen Kaſſakurs auch ſchwankende (variable) Preiſe feſtge-
ſetzt. Jn Betracht kämen hierbei Kriegsanleihen, die verſchiede-
nen Sorten der Kriegsſchatzanweiſungen, die alten 3-, 3 und
4 P t Anleihen des Reiches und Preußens und die öſterh und ungariſchen Renten. Bei allen übrigen Anleihen

ein amtlicher Einheitspreis feſtgeſetzt werden. Ruſſiſcheu kommen einſtweilen nicht in Frage

Das Zeichnungsergehnts der neuen engliſchen Anlethe.Unterhauſe teilte nach einer Reutermeldung Chamberlain r

daß die geſamten Einſchreibungen auf die Anleihe
708 Mill. Pfd. betragen, davon ſind 889 Millionen neues Geld.
Man könne dies. wenn man die gegenwärtigen Umſtände in
Betracht ziehe, als ein durchaus befriedigendes Ergebnis begzeich
nen. Die finanzielle Lage weiſe noch immer viele Schwierig
keiten auf, und es ſei ſowohl in der nationalen Finanzierung
als auch in den privaten Ausgaben große Umſicht nötig.

Feſtſetzung der Zinsſätze. Die Berliner Banken-
dvereinigung hat in Uebereinſtimmung mit den Vereinigun-
gen in Hamburg und München beſchloſfen, die Zinsſätze
mit Wirkung ab 1. Juli wie folgt feſtzuſetzen: a) für Geld, das
noch im gleichen Monat fällig wird, 256 Prozent; d) für Geld,
das über Monatsende hinaus bis längſtens zum Ende des näch
ſten Monats gegeben wird, 8 Prozent. Außerdem werden für
Einlagen mit täglicher Kündigung 138, für Geld unkündbar bis
drei Monate 336 Prozent und für Geld mindeſtens ſieben Mo
nate unkündbar 335 Prozent gezahlt.

Jnduſtrie, Hancdel, Hanckwerk
Wie die dentſche Wettbewerbsfähigkeit ruiniert wird. Der

amerikaniſche Dampfer „Lake Fortanet“, der bei Helgoland auf
Grund geraten war, wurde nach Entlöſchen nach Hamburg ge
bracht. Dabei ſtellte ſich heraus, daß der Boden ziemlich ſtark
beſchädigt war; die Reparaturkoſten hätten ſich auf 600 000 M.
belaufen. Der Auftrag zur Wiederherſtellung wurde aber
nicht einer Hamburger Werft übertragen, weil die
Werft infolge der derzeitigen Arbeitsverhältniſſe gezwungen war,
eine Friſt von acht bis zehn Wochen zu ſtellen. Dieſe Zeit er
ſchien den Amerikanern zu lange, da ſich engliſche und amerika-
niſche Werften mit drei Wochen, die in Hamburg vor dem
Kriege auch nicht überſchritten worden wären, auszukommen er-
klärten. Da die Arbeiter keine Ueberſtunden mehr machen, die
Sonntagsarbeit und insbeſondere die Akkordarbeit aufgehoben
iſt, kann Deutſchland in dieſer Beziehung mit dem
Auslande nicht mehr in Wettbewerb treten. Die
Eefahr, die die jetzigen Verhältniſſe für das deutſche Wirtſchafts
leben bringen, liege allen klar vor Augen. Von der Koſten
ſumme von 600 000 M. wären mindeſtens zwei Drittel auf Ar
beitslöhne entfallen, während das erforderliche Material das
letzte Drittel beanſprucht haben würde Dieſer erſte große aus
ländiſche Werftauftrag, der der deutſchen Jnduſtrie verloren ge
gangen iſt, bedeutet, daß uns 600 000 M. Guthaben im
Auslande fehlen, durch die ſchon ein Teil unſerer Lebens
mittelverſorgung hätte beglichen werden können. Die Arbeiter
ſollten doch auch bedenken, daß Lebensmittelſchiffe und ſpäter
andere fremde Schiffe nur in den Hamburger Hafen einlaufen
werden, wenn ſie die Gewißheit haben, hier auch eine Repara-
turmöglichkeit zu finden.

Zum neuen Kaligeſezz Der Nationalverſammlung wurde
der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die Aufhebung desGeſetzes über den Abſatz von goilatgen vom
25. Mai 1910 und ſeines Abänderungsgeſetzes ſowie Abände-
rung des Geſetzes über die Regelung der Kaliwirt-
ſchaft vom 24. April 1919 nebſt Begründung mit Zuſtimmung
des Staatenausſchuſſes zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Wie in

ten zum Kaliwirtſchaftsgeſetz hervorgehoben i war es mit
Rückſicht auf die Kürze der Zeit und die Schwierigkeiten bei

Vorſchriften über das Verbot des Abteufens von Schächten, über
Stillegung von Kaliwerken und Schächten ſowie hinſichtlich der
Uebertragung der Betetligungsgiffern dem Sachverſtändigenrat
zur Beratung zu unterbreiten. Es iſt beabſichtigt, dem Sa
verſtändigenrat, beziehungsweiſe dem Reichskakirat,
Bildung des letzteren ſtattgefun hat, zur Beratung über dieſe
Frage baldmöglichſt erneut zuſammenzuberufen und auf Grund
des Ergebniſſes dieſer Beratungen einen Entwurf von weikeren
Durchführungsvorſchriften vorzulegen. Die Verlängerung die-
ſes Zeitpunktes bis zum 81. Degember wird für ausreichend,
aber auch für erforderlich erachtet.

Kapitalerhöhnng der Dresdener Gardinen und Spitzen
manufaktur-Akt.“Geſ. Der demnächſt ſtattfindenden Gene-
ralverſammlung wird die Erhöhung des Aktien-
kapitals um 8 Mill. M. auf 8 Mill. M. vorgeſchlagen wer-
den. Die Vermehrung ſoll zum Zwecke der Vergrößerung der
Betriebsmittel erfolgen, die ſich im Hinblick auf die allgemeinen
Teuerungsverhältniſſe, namentlich aber auch wegen der ſtark ge
ſtiegenen Rohmaterialpreiſe nötig macht.

Ermäßigung der Frachtkoſten im Verkehr mit Holland, der
Schweiz und Skandinavien. Während im allgemeinen bisher
nur von fortwährenden Erhöhungen der Koſten zu berichten war,
iſt es um ſo erfreulicher, auch eine Ermäßigung feſtſtellen zu
können, die für unſere Aus und Einfuhr von weſentlicher
Bedeutung ſein wird. Die Verordnung, nach der Sendungen
nach dem Auslande unfrankiert und von dem Auslande nur
frankiert abgerichtet werden durften, unter gleichzeitiger Um
rechnung der Markfrachtſätze zum Friedenskurs iſt in Weg
fall gekommen. Es kann wie früher je nach ch frankierte
oder unfrankierte Beförderung in beien Richtungen ftattfinden,
owbei die Umrechnung der Mark in fremde Der zum je
weilig bahnſeitig feſtzuſetzenden Tageskurs erfolgt. enn man
berückfichtigt, daß infolge Berechnung der Mark zum Friedens
kurs die Frachtſätze teilweiſe auf das dreifache geſtiegen find,
ſo läßt ſich leicht ermeſſen, welche Bedeutung die Aufhebung der
Maßnahme hat. Zu verkennen iſt natürlich nicht, daß der Vor
teil in der Haupkſache unſerer Einfuhr zugute kommt, die ja
leider vorausſichtlich noch für längere Zeit die Ausfuhr weſent
lich überſchreiten dürfte. Andererſeits erleichtert aber die Er
mäßigung der Frachten auch die Exporttätigkeit mit Rückſicht auf
die Aufhebung der Blockade, deren greifbares Reſultat
zurzeit aber nur darin beſteht, daß der Verkehr zwiſchen Deutſch
land und den neutral gebliebenen Ländern jetzt unbehindert iſt,
während im Verkehr mit den feindlichen Ländern noch ſehr
wefentliche Beſchränkungen beſtehen.

Verſchiedene Mittel ungen
Die künftige Tabakverſorgung. Jn der außerordenklichen

Generalverſammlung des Deutſchen Tabakvereins
führte Senator Biermann u. a. aus, man habe erreicht, daß das
Reichswirtſchaftsminiſterium zugeſtanden habe, daß in dem
erſten Jahre nach dem Friedensſchluß Auslands-Roh
tabake im Ausmaße von 30 Prozent der durchſchnittlichen
Einfuhr der letzten vier Friedensjahre eingeführt werden dürfe.
Miniſter Schmidt habe eine Erklärung bezüglich der Einfuhr
von Tabakerzeugniſſen abgegeben, und vielleicht wäre es möglich,
die Grenze auf 40 Prozent zu erhöhen. Die ganze Einfuhrbe-
ſchränkung werde ſich nur durchführen laſſen, wenn unſere offene
Flanke des beſetzten Gebietes geſchloſſen würde. Die Deutſche
Tabakhandels- Geſellſchaft könne noch beſtehen blei
ben, und es ſei nicht zweckmäßig, an ihren finanziellen Grund
lagen zu rütteln. Die Verſammlung beſchloß, dafür einzutreten,
daß bis Ende des Jahres der Tabakhandelsgefellſchaft ein Ver
trauens Ausſchuß beigeordnet werde und daß ein Vertrauens
Ausſchuß nach Weimar geht, um mit den Mitgliedern des Tabak
ſteuer- Ausſchuſſes zu verhandeln zwecks erträglicher Geſtaltung
der Tabakſteuer.

Die deutſche Branntweinerzengung betrug im Mai 96 492
Hektoliter (gegen 38 985 Hektoliter im entſprechenden Vorjahr-
monat), die ſteuerfreie Verwendung 75 779 (5364) Hektoliter,
der Lagerbeſtand 545 722 (148 792) Hektoliter, die verſteuerte
Menge 7539 (1184) Hektoliter. Jnsgeſamt betrug ſeit Oktober
1918 bis Ende Mai im Brannkweinſteuergebiet die Erzeugung
1 107 942 (i. V. 2058 123) Hektoliter, wovon nur 242 474 Hetto-
liter in den freien Verkehr gelangten.

der Begründung zu dem Entwurf der Durchfichrungsvorſchrif 4

dieſer Materie nicht möglich, auch die in Ausſicht genommenen

ſofern die

H. Sporkbertehte
Um die mitteldeutſche Meiſterſchaft

Ning Dresden gegen H. F. C. 96 2:0.
Das Wiederholungsſpiel um die mitteldeutſche Meiſter

das auf Veranlaſſung des Hauptſpielausſchuſſes am Somme
Leipzig als Gefellſchafts ſpiel zum Austrag ter
wann Ring Dresden gegen H. F. C. 96 mit 2:0.

Leichtathletiſche Meifſterſchaftskämpfe
Wanderpreis der H. Z.“ H. F. C. 96.
dem Sportplatze des C. 96 fanden zdie leichtathletiſchen See

et e aahlreiche Zuſchäuermienge hatte h
den en eingefunden, die, vom Wetter beünſtigt,
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Ter verprehs der „H. Z. geht ſomit endgültig in ſeinen g.

Nachſtehend die der ptkäourg, e V z hrg, u v in., ynke 6,Wacker, Renz-Preußen, Löpfer Boruſſiert S W S

100 Meter Laufen: Hüttmann 96 in 11,2 9

p.

Holg hauſen HohenzollernMerſeburg, Trim m PräSache Den a Mer-06, Gchagn r
00 Meter Laufen: SpundSportfreunde ſchi4,42* Min., Weber Ho ern M elen.

Bievermann6s, Oswald 33 wl erſeburg, Apitzſch-Vat 5 auf

erer NoOlympiſcher
nterhaltung

Staf ellauf: H. F. C. 96 ie e e t r erMeter- l twert terte W in er S1900-Meter-Staffellauf:9,35 Min., Sportfweunde, Wacker, V. f. e S
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Hohenzollern Merſeburg (11), Schulz06, Däne-K. T. v. S MUunzler be
hauſenHohenzollern Merſeburg. n

Speerwerfen: Kloubert-Olhmpig mit 39 Mei,H. Rehn-98, Kettnitz-Wacker, Se Merkel96, Neun
eun um

ugelſtoßen: Dr. Weber-Olhmpta mit 9 M mir gegKloubert, WildgrarbeBoruſſia. v Nu m dieſen
Weit prung: Meißner- lbern mit 96 w- immen, z une Neuſchel98, rt86, DäneK. T. c ar

ochſprung: Kloubert-Oltmpiag mit 1,70 Meter, 9 ah der SrtK. T. 8 Neu v X abs des FeW da ſchel88, Merkel6, Däne-K. T. v. hl e
Diskuswerfen: Dr. WeberOly ma 27,08 M age vorherSchaafK. T. V. Kettnmitz Wacker, Se Seelen e die en

burg, LeonhardtK. T. V. a außerorm Frieden
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(Eigene Drahtmeldung) nen
1. Preis vom Brocken. 6000 Mk. 8600 el r berle e n e h eSir SanCrafton, w rn Ornament, Elſaß, Goldſeele, Dhman r

A. Verſuchstennen der Stuten wir eir5000 Mk. Meter. J. 2. Pan ä 8. Silben iljons zkugoel. Toto für Si 28, ri, 11, 11. Ferner liefen rieges einCanopus Glanz Feinsliebchen. Sorma, Ramum zeſtmächte
erhältniſſe
eit dem Be

ſeinen
ete ich, dorf

ie Hand G
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Santibele nurverwaltungspre Shrenprers und 60Mark. 8600 Meter. i. Rheinpreußen, 2. Freig 2 3. Adjutan
Todo Sieg 24, Plätze 13, 18, 16. Ferner kiefen
Heimat, Jnfamie, Muſe, Oſtmark.

4. Wellenbrecher- Hürdenrennen. Ehrenvreund 10 000 Mk. 3400 Meter. 1. Ariadne, 2 Rocomadour, 8 Coue maßloſe
Wawe. Toto für Sieg 76, Plätze 20, 15, 18 a krermitt
V n Radonn, Freund Fritz 2 Frig grüber gar

Wallis.

5. Preis des Kurhauſes. Ehrenpreßs
3000 Meter. 1. Reißaus, 2. Mardonius, 8. Deckung. Toto ſt
Se 19, Plätze 14, 19. Ferner liefen Minnezart, Primaven

rann.
6. Hunters-Flachrenwen. 5000 Mk1. Mainſpitze, 2. Fanal 8. W Notv. Toto für Se

S

2 muDen

Status der
atten, n
iſſen iDſtgali z

herbündeterell
Plätze 22, 36, 26. Ferner liefen: Olivia rſchienMarſchiand 2, Caliari, Nitha, Hoghvolt, a e e

tenſia. nach ieſer5Rennen in BerlinGrunewald e dne
Eigene Drahtmeldung n AndeutTuckiRennen. 10000 M. 1100 Meter. 1. Van eeet

ſen, 2. Sternroſe, 8. ard. Toto für Sieg: 21, Pläte: n d
14, 16. Ferner liefen: itrowitza, Liebermann, Gratulati r

Küraſſier, Narval. den Gr2. TajusRennen. 6000 M., 1000 Meter. 1. Cent n ihn gar
fugal, 2. Artennis, 8. Enver Toto für Sieg: 63, Plätze: 18,
21. Ferner liefen: Oberfeldherr, r Wulfhard, Leichh
ſinn, Medardus, Pflaſtertreter, Leonore, uſſa, Vol

macht, Friedensziel. Wahrſa8. BlauſtrumpfRennen. 12000 M., 1400 Mehr ermittlung
1. Rottalmünſter, 2. Jkarus, 8. Longunus. Toto für Sieg: heine. A.
Plätze: 12, 13, 74. Ferner liefen: Huſar, Shydon, Biedermam
Lo, Erbſchleicher.

J S eieg, ringefahrt, rusker I Toto für Sieg: ätze:29, 21. Ferner liefen: Sappe, nſchelrute, Quertreiber, Pinl dMaiſon Rouge, Sphinx, Strhpa II, Taurus. Präſit
Preis vom KRhein. 30 000 M., 2000 Meter. 1. u wen

fiedler, 2. Mohamed, 3. Hallunke. Toto für Sieg: 20, Plätze:20, 25. Ferner liefen: Lorbeer, an Thee Der
Sogenannte.

6. Antwort-Rennen. 16000 M. 1200 Netet
1. Delila, 2. Vehmlinde, 8. Grundſtein. Toto für Sieg: h Auch
Plätze: 11, 14, 16. Ferner liefen: Lotſe, Selika, Friedensritte beeilt.

7. Sapher-Ausgleich. 18000 M., 2400 Nete- oder a
1. Grenzwacht, 2. Revelin, 83. Germinal. Toto für Sieg: i
Plätze: 187, 47, 87. Ferner liefen: Lilienſtein, Herſ naher
Feuerzauber, Helgoland, Strolch, Roſenkönig, Falke.

8. Saraband-Rennen. 12000 M., 1600 Nette inden1. Landgräfin, 2. Enchart, 3. Ottomane. Toto für Sieg: 19
Plätze: 39, 16, 89. Ferner liefen: Armenier, Fuhrpark, Lucie
Leuchte.

Die feichtathletiſchen Meiſterſchaftskämpfe von Roh
thüringen fanden am Sonntag in Erfurt ſtatt. Von 18 o
kurrenzen gewann der Sportklub Erfurt allein 11 erf
Preiſe, darunter ſämtliche Staffetten.

u
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